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Einleitung


  Erstmals in der Geschichte sind alle Menschen durch eine gemeinsame Weltzivilisation verbunden, die ausnahmslos die gesamte Erde umfasst. Die technologischen Fortschritte im Bereich der Kommunikation, des Transports, der Medien und der Information treiben die planetare Verflechtung weiter voran. Die Vernetzung durch das Internet ist allgegenwärtig und für Wirtschaft und Gesellschaft unverzichtbar geworden. Das moderne Leben unserer Zeit ist nur möglich aufgrund der Globalisierung des Warenhandels, des Kapitalverkehrs, der Dienstleistungen und der Produktionsprozesse. Die weltweite Konsumgesellschaft und ihr Ressourcenverbrauch sind allerdings nicht nachhaltig. Wegen der engen und komplexen Verflechtungen hat das Handeln jedes Einzelnen Einfluss auf alle anderen, so unmerklich er auch scheinen mag. In der Summe ist die Menschheit zu einer Schicksalsgemeinschaft geworden. Wir verfügen über die Mittel, die hoch entwickelte menschliche Zivilisation zu zerstören. Die Weltgesellschaft ist produktiv genug, um allen Menschen ein Leben mit einer Grundsicherung, Schulbildung und Gesundheitsversorgung zu ermöglichen. Und doch ist dies noch nicht geschehen. So wie die Sklaverei und der Kolonialismus überwunden wurden, müssen auch extreme Armut und die Institution des Krieges mitsamt der Kriegswirtschaft in die Geschichtsbücher verbannt werden. Ein zentrales Problem ist außerdem die extreme soziale Ungleichheit. Die Vorteile der Globalisierung und der fortschreitenden Produktivität müssen in den einzelnen Gesellschaften und global gerecht verteilt werden. All das zu schaffen ist weniger eine Frage der richtigen Politik. Es ist viel mehr eine Frage der richtigen politischen Strukturen. Aus welcher Perspektive man es auch betrachtet, der zentrale Punkt liegt darin, dass keine politischen Institutionen für wirksame globale Regulierung existieren. Trotz aller hilflosen Versuche kann die Weltzivilisation so nicht gestaltet werden. Die Weltordnung befindet sich in einer Krise, die mit der Gefahr eines katastrophalen Zusammenbruchs einhergeht. Das träge »Weiter so« der wirtschaftlichen und politischen Eliten provoziert den Aufstieg nationalistischer, antimoderner und gegenaufklärerischer Kräfte, die das Risiko eines globalen Niederganges erheblich vergrößern. Um diesen instabilen Zustand zu beseitigen, sind effektive weltrechtliche Institutionen nötig, die demokratisches Weltregieren ermöglichen. Es geht um die Frage, ob der Prozess der Globalisierung endlich auch in den politischen Strukturen vollzogen wird. Die entscheidenden Leitplanken auf dem Weg zu einer ökosozialen und nachhaltigen globalen Marktwirtschaft sind dabei die Prinzipien der Demokratie, des Föderalismus und der Subsidiarität. Ohne Zweifel muss die Demokratie weiterentwickelt und gestärkt werden. Dies wird jedoch nur mit einem ganzheitlichen Ansatz gelingen, der ein besonderes Augenmerk auf die globale Ebene legt.


  Dieses Buch ist das Ergebnis unserer langen Beschäftigung mit der Frage eines Weltparlaments und basiert auf einer mehrjährigen intensiven Recherchearbeit. Es handelt sich nicht um eine neutrale Betrachtung, sondern um ein leidenschaftliches Plädoyer. Wir sind von der Notwendigkeit eines demokratischen Weltparlaments überzeugt. Ein neutrales Buch zu schreiben war weder unsere Absicht, noch wäre es uns überhaupt möglich gewesen. Als einen praktischen Schritt haben wir vor zehn Jahren die internationale Kampagne für eine parlamentarische Versammlung bei den Vereinten Nationen mit gegründet. Wir wissen, dass ein Weltparlament und eine Weltrechtsordnung nicht von heute auf morgen verwirklicht werden können. Doch wir argumentieren, dass es allerhöchste Zeit ist, diese Entwicklung mit der Einrichtung einer Parlamentarischen Versammlung bei der UNO, abgekürzt UNPA, in Gang zu setzen. In der übergeordneten Perspektive haben wir uns nicht davon leiten lassen, was realpolitisch möglich ist, sondern davon, was nötig wäre. Ohne visionäres Vorausdenken wäre in der Menschheitsgeschichte nicht viel zustande gekommen. Die Zeit der Utopien ist nicht vorbei. Ganz im Gegenteil. Über den Zustand und die Ziele der planetaren Zivilisation muss nun, zu Beginn der globalen Moderne, dringend vorbehaltlos nachgedacht werden. Wir wollen die Weltordnung unserer Zeit in ihren vielen Facetten analysieren und mit Blick auf eine föderale und demokratische Weltordnung Vorschläge machen. Unser Anliegen ist es schlicht und einfach, die Frage eines Weltparlaments und einer Weltrechtsordnung in den Blickpunkt zu rücken und eine ernsthafte Debatte darüber anzustoßen.


  Das Projekt eines Weltparlaments ist unserer Ansicht nach der Schlüssel zur Realisierung einer demokratischen, solidarischen und nachhaltigen Weltordnung und darüber hinaus ein Vehikel für eine neue globale Aufklärung. Die Schaffung eines Weltparlaments gehört zu den wichtigsten politischen Voraussetzungen für das langfristige Fortbestehen der Weltzivilisation im Zeitalter des Anthropozäns. Die globalen Risiken und Herausforderungen unserer Zeit sind gravierend, ja sogar existentiell. Wir möchten jedoch keinem Alarmismus verfallen. Selbst wenn es alle Probleme der Welt nicht gäbe, würde das die Argumente für ein Weltparlament nicht entkräften. Es ist eine Konsequenz daraus, die Gleichheit aller Menschen und ihre globale Vernetzung innerhalb der einen Weltzivilisation anzuerkennen. Die Art und Weise, wie in einer Gemeinschaft Entscheidungen gefällt werden, ist von zentraler Bedeutung. Hier zeigt sich, wie die Mitglieder der Gemeinschaft zueinander stehen und welche Einflussmöglichkeit sie auf ihr Schicksal haben. Ein Weltparlament ist natürlich kein Allheilmittel. Es ist aber das Instrument, das es erlaubt, alle Mitglieder der Weltgemeinschaft – und das sind alle Menschen – in Entscheidungen von globaler Tragweite einzubeziehen.


  In gewisser Weise haben wir eine archäologische Arbeit vorgelegt. Einerseits ist die Idee eines Weltparlaments nicht neu. Der erste Teil des Buches geht auf die ideengeschichtlichen Grundlagen seit der Antike ein und schließt eine Lücke, indem er die Bemühungen für ein Weltparlament seit der französischen Revolution erstmals historisch nachverfolgt. Wir skizzieren wichtige Beiträge aus der Geschichte und legen das beachtliche theoretische und praktische Fundament des Projekts in Umrissen frei. Für die Befürworter der Idee ist es wichtig zu wissen, dass sie in einer jahrhundertelangen Tradition stehen. Andererseits ist die Forderung nach einem Weltparlament heute so relevant wie nie zuvor. Um das sichtbar zu machen, stellen wir die Frage eines Weltparlaments im zweiten Teil des Buches in den Kontext der Gegenwartsprobleme und langfristiger Entwicklungen. Unser Ausgangspunkt ist dabei die Beachtung planetarer Grenzen, der Umgang mit den globalen Gemeingütern und die Wachstumsproblematik. Wir gehen auf die latente Krise des Finanzsystems ebenso ein wie auf den Deregulierungswettlauf oder die Notwendigkeit, Steuervermeidung global zu unterbinden. Transsouveräne Probleme zeigen sich überall. Die Weltzivilisation ist fragil und aufgrund der rasanten technologischen Entwicklungen im Bereich der Bio- und Nanotechnologie, der Robotik und der künstlichen Intelligenz stellen sich fundamentale Fragen, denen die Menschheit institutionell nicht gewappnet ist. Das Gleiche gilt für nukleare Abrüstung, kollektive Sicherheit, den Schutz der Menschenrechte oder Kriminalitätsbekämpfung. Auch bei der Bekämpfung von Hunger, Armut und Ungleichheit oder in der globalen Wasserpolitik spielt der Aufbau globaler Demokratie eine entscheidende Rolle. Vor dem Hintergrund der globalen Herrschaftsstrukturen der transnationalen Elite argumentieren wir für die Durchsetzung eines neuen globalen Klassenkompromisses. Bei all dem muss das traditionelle Verständnis nationaler Souveränität auf den Prüfstand gestellt werden. Die heutige Dynamik ist am besten als chaotischer Beginn eines globalen Staatsbildungsprozesses zu verstehen. In diesem Zusammenhang gehen wir im letzten Kapitel des zweiten Teiles auf die soziopolitische Evolution der Menschheit ein und zeichnen die Entwicklung eines planetaren Bewusstseins nach.


  Wir möchten Hinweise geben und Zusammenhänge herstellen, die bisher zu wenig Beachtung gefunden haben. So oft wie möglich lassen wir dabei besonders bemerkenswerte und relevante Quellen und Autoren selbst zu Wort kommen. Es geht nicht darum, wissenschaftliche oder politische Diskurse im Einzelnen darzustellen. Bei der Vielzahl der angesprochenen Themen ist das auch nicht möglich. Das Buch demonstriert wie verbreitet die Unterstützung für ein Weltparlament ist und analysiert die Schwächen der gegenwärtigen Weltordnungsdebatte. Zitate aus fremdsprachlichen Texten haben wir selbst ins Deutsche übertragen. Manchmal gehen wir auch darauf ein, welche Politik ein Weltparlament unserer Meinung nach umsetzen sollte. Der dritte Teil schließlich gibt eine Vorstellung davon, wie der Weg zur Realisierung eines Weltparlaments und die Transformation zu einer demokratischen Weltrechtsordnung verlaufen könnte. Wir gehen dabei auf wichtige Gestaltungsmerkmale eines Weltparlaments als Teil einer Weltlegislative ein.


  Für die Unterstützung bei der Buchveröffentlichung danken wir dem Komitee für eine demokratische UNO, der Stiftung Apfelbaum und der Vereinigung der Weltföderalisten der Schweiz. Wir möchten bei dieser Gelegenheit außerdem die wichtige Rolle würdigen, die das Komitee für eine demokratische UNO, das World Federalist Movement-Institute for Global Policy, die Gesellschaft für bedrohte Völker und in jüngerer Zeit der Workable World Trust in der Kampagne für eine parlamentarische Versammlung bei der UNO spielen. Im Zuge der Kampagne hat es im Verlauf der letzten zehn Jahre und in der Vorbereitungszeit davor unzählige Begegnungen, Diskussionen und Veranstaltungen in aller Welt gegeben, die auf die eine oder andere Weise unsere Überlegungen und damit auch dieses Buch geprägt haben. Wir danken allen, die zu diesem Austausch und zur Kampagne beigetragen haben. Wir bitten um Verständnis, dass eine namentliche Nennung an dieser Stelle den Rahmen sprengen würde.


  Es ist unsere Hoffnung, dass dieses Buch nicht nur eine ernsthafte Debatte in Gang bringt, sondern auch die Bemühungen für ein Weltparlament wesentlich stärkt. Sie sind herzlich dazu eingeladen, sich unserem Projekt anzuschließen. Schenken Sie dieses Buch Freunden, Kollegen und Bekannten. Besuchen Sie die Internetseite der Kampagne und unterzeichnen Sie dort den internationalen Aufruf für eine parlamentarische Versammlung bei der UNO. Werden Sie Förderer von Democracy without Borders, das als Nachfolgeorganisation des Komitees für eine demokratische UNO die Arbeit für ein Weltparlament und globale Demokratie fortsetzt. Werden Sie Teil einer neuen kosmopolitischen Bewegung!


  www.unpacampaign.org


  www.democracywithoutborders.org


  Teil I


  Die Idee eines Weltparlaments:

  Ihre Geschichte und Pioniere


  Die Idee eines Weltparlaments wirft die Frage auf, welche Rolle jeder einzelne Mensch in der Weltordnung spielt. Sie geht von dem Gedanken aus, dass alle Menschen ungeachtet ihrer vielfältigen Unterschiede Mitglieder der einen, weltumspannenden Menschheitsfamilie sind. Allein durch ihr Menschsein sind sie ohne Ausnahme gleichwertige und gleichberechtigte Weltbürger. Als solche tragen sie Mitverantwortung für die planetare Gemeinschaft und deren Lebensraum, die Erde. Das Weltparlament ist die politische Institution, in der alle Menschen durch von ihnen direkt gewählte Abgeordnete unmittelbar vertreten werden. Aufgabe dieser Institution ist es, über das bestmögliche Wohlergehen aller Menschen und ihr gemeinsames Interesse zu wachen. Es ist Ausdruck der Selbstbestimmung und Souveränität der Menschheit als Ganzes und Grundlage einer legitimen weltstaatlichen Ordnung.


  In dieser Vorstellung von einer globalen Volksvertretung vereinen sich ideengeschichtliche und historische Entwicklungen, die sich über viele Jahrhunderte zurückverfolgen lassen. Eine wichtige Dynamik, die spätestens seit der Aufklärung bis heute besteht, ist das Streben der Menschen nach Emanzipation, Demokratie, Selbstbestimmung und Frieden. Indem das Weltparlament als eine Institution gedacht wird, dessen Mitglieder aus allgemeinen, gleichen und freien Wahlen hervorgehen, ist die Idee angesichts der noch immer vorhandenen autokratischen Regime zugleich auch ein Plädoyer für fortschreitende politische Emanzipation und Demokratisierung. In diesem Sinne wurzelt die Idee eines Weltparlaments nicht nur in den Werten der Aufklärung, die sich zum Ziel gesetzt hat, in den Worten von Immanuel Kant (1724 bis 1804), den Menschen aus seiner »selbstverschuldeten Unmündigkeit« zu befreien, sondern sie setzt das Programm der Aufklärung in seiner kosmopolitischen Dimension fort. Die Verwirklichung eines Weltparlaments ist insofern der zentrale Zielpunkt einer neuen globalen Aufklärung, indem es jeden Menschen zu einem mündigen weltrechtlichen Subjekt macht. Das Vorhaben durchbricht damit das jahrhundertealte völkerrechtliche Paradigma des souveränen Nationalstaats und leitet das Ende des völkerrechtlichen Zeitalters ein, für das der Westfälische Frieden von 1648 der Meilenstein war. Damals, nachdem beim Dreißigjährigen Krieg fast ein Drittel der mitteleuropäischen Bevölkerung zu Tode gekommen war und ganze Landstriche entvölkert wurden, einigte man sich auf eine souveräne Gleichheit der Fürsten und eine konfessionelle Koexistenz. »Das Recht des Verkehrs zwischen den Souveränen als unabhängigen, gleichberechtigten Herrschern, die keinen Höheren über sich anerkennen, wurde in Anlehnung an das römische ius gentium als ›Völkerrecht‹ bezeichnet, obwohl jedermann wußte, daß von Rechten der Völker keineswegs die Rede war«, merkt Otto Kimminich treffend an.1 Schon nach Ansicht von Kant sollte statt von Völkerrecht daher besser von »Staatenrecht« die Rede sein.2


  War die Souveränität anfangs eine persönliche Eigenschaft der Feudalherren und der monarchischen Herrscher, verwandelte sie sich im Zuge der amerikanischen und französischen Revolution im 18. Jahrhundert in die Souveränität des Volkes im Innern und in die des modernen Staates nach außen. Der republikanische Staat trat so nahtlos das Erbe der Monarchien an. Die Fortsetzung des Programms der Aufklärung im globalen Zeitalter wird zum Ziel haben müssen, die nationalstaatliche Einhegung der Menschen zu überwinden, das Regieren und die Demokratie dort, wo es sinnvoll ist, in klare globale staatliche Strukturen einzubetten sowie den Sprung vom zwischenstaatlichen Völkerrecht zu einem kosmopolitischen Weltrecht zu schaffen. Das Ziel des in sich paradoxen Völkerrechts, das im Kern keine Entscheidungs- oder Durchsetzungsinstanzen kennt, weil es auf souveränen Gebilden aufbaut, muss letzten Endes seine eigene Abschaffung sein, wie Vittorio Hösle es passend ausgedrückt hat.3 Im Gegensatz zum Völkerrecht soll Weltrecht tatsächlich über die Merkmale von Recht verfügen: Allgemeinverbindliche Festsetzung durch Gesetzgebung, obligatorische Entscheidung von Streitfällen vor Gericht sowie Mittel zur Rechtsdurchsetzung. Unser Augenmerk liegt auf dem ersten Aspekt und dort auf der gesetzgebenden Institution.


  Das Anliegen, ein Weltparlament zu verwirklichen, ist eng mit den Problemen und Herausforderungen der Gegenwart verknüpft. Für das Verständnis ist es dabei unverzichtbar, sich die ideengeschichtlichen Wurzeln und die historische Dimension des Projekts klar zu machen. In diesem Teil schaffen wir von den Anfängen bis zur Gegenwart einen geschichtlichen Überblick.


  
1.

  Von der Stoa bis Kant:

  Kosmopolitismus, Naturrecht und Vertragsdenken



  
Kosmopolitismus im alten Griechenland



  Eine Grundlage, auf der die Idee eines Weltparlaments basiert, ist, die ganze Erde als Heimat aller Menschen zu begreifen. Die Geschichte des Kosmopolitismus wird meist auf den griechischen Philosophen Diogenes von Sinope (ca. 400 bis 323 v. Chr.) zurückgeführt, der, nach seinem Heimatort befragt, geantwortet haben soll, ein Weltbürger – ein »kosmopolitês« – zu sein. Eine wichtige, wenn auch zwiespältige Rolle spielte sein Zeitgenosse Alexander der Große (356 bis 323 v. Chr.), der Persien, Kleinasien und Ägypten seiner Herrschaft unterwarf und bis an den indischen Subkontinent vordrang. In einer Darstellung der Geschichte des Weltbürgertums schreibt Peter Coulmas, dass Alexander als erster die Vorstellung ausgesprochen habe, dass alle Menschen als Brüder und Verwandte anzusehen seien. Er habe die Vision eines viele unterschiedliche Völker und Länder umfassenden »Menschheitsreiches« verfolgt.1 Er soll den Gedanken vertreten haben, dass »die bewohnbare Erde« das »allen gemeinsame Vaterland« sei. Wie der Althistoriker Alexander Demandt berichtet, soll sich Alexander laut Plutarch als »Schiedsrichter und Ordner der Menschheit« gefühlt haben, dessen Aufgabe es sei, »alle Menschen zu einem einzigen Körper zusammenzufügen und die Völker in einem riesigen Mischkrug der Freundschaft zu vermengen« und »zu einer einzigen Familie zu vereinen«. Seine Philosophie habe auf dem Gedanken der Gleichheit aller Menschen, Hellenen wie Barbaren, basiert.2 Auch wenn er Persern und anderen Völkern nicht als Fremdherrscher gelten wollte, entsprach das nicht der Realität. Ihr Einschluss in sein Weltreich wurde durch Gewalt erpresst.


  In der stoischen Philosophie war die Idee einer natürlichen Menschheitsgemeinschaft und der Einheit allen Lebens um 300 v. Chr. fest verankert. Diese Sichtweise stand im Gegensatz zur Kleinstaaterei des antiken griechischen Gemeinwesens, das nach dem Zusammenbruch des Alexanderreiches in rivalisierende Stadtstaaten geteilt war. »Die ganze hiesige Welt« als eine »gemeinsame Gesellschaft der Götter und Menschen«, wie Cicero (106 bis 43 v. Chr.) sich ausdrückte3, war in einem apolitischen Sinn gemeint, ohne dass damit der Gedanke an einen Weltstaat verbunden gewesen wäre. Dennoch, so stellt Coulmas fest, war es »die säkulare, welthistorische Leistung der Stoa, daß sie die in der Polis verwirklichte Bürgergemeinschaft auf die Menschengemeinschaft projiziert und damit universalisiert hat«.4


  In einem ciceronischen Dialog findet sich die Ansicht, dass menschliche Solidarität und Mitverantwortung sich auf die gesamte Menschheit erstrecken. Ein Mensch, so heißt es da, darf »einem Menschen aus eben dem Grunde, dass er ein Mensch ist, nicht als ein Fremder gelten«. Jeder Einzelne sei mit der Menschheitsgemeinschaft verbunden. Von Natur ergebe sich »die Verpflichtung, dass wir das gemeinsame Interesse aller Menschen unserem eigenen voranstellen sollen«.5 Wie der Altphilologe Klaus Bartels feststellt, gipfelt der Dialog in dem Konzept eines Menschheitsverrates und in dem erstaunlich aktuellen Postulat, dass nicht nur gegenüber der Menschheitsgemeinschaft, sondern auch gegenüber künftigen Generationen eine Verpflichtung bestehe. Nicht schärfer sei zu tadeln, »wer sein Vaterland verrät, als wer das gemeinsame Interesse oder Wohl aller Menschen preisgibt zugunsten seines eigenen Interesses oder Wohles«. Auch für »die Generationen, die in Zukunft einmal leben werden«, so heißt es später, müsse »um ihrer selbst willen Vorsorge« getroffen werden.6


  Den Gedanken einer demokratischen Weltgemeinschaft formulierte dann Philo von Alexandria (ca. 15 v. Chr. bis 40 n. Chr.), einer der bekanntesten Vertreter des hellenistischen Judentums. Es gebe zwei Arten von Städten, schrieb er in einem Traktat, und davon sei eine die bessere, nämlich diejenige, »die sich einer demokratischen Regierung erfreut und eine Verfassung hat, die die Gleichberechtigung anerkennt und deren Herrscher Recht und Gerechtigkeit sind«.7 Das Auf und Ab im Schicksal der Völker und Nationen, philosophierte er in einem anderen Text, laufe darauf hinaus, dass »die ganze Welt sozusagen zu einer Stadt wird und die hervorragendste aller Verfassungen genießt, die Demokratie«.8


  
Kosmopolitische Wurzeln in Indien und China



  Auch außerhalb des griechischen Kulturraums findet sich kosmopolitisches Gedankengut schon sehr früh. In der alttamilischen Gedichtsammlung »Puṟanāṉūṟu« beispielsweise, die ein Teil der Sangam-Literatur ist und auf die Zeit zwischen 100 v. Chr. und dem fünften Jahrhundert datiert wird, heißt es in einem Gedicht von Kaṉiyaṉ Pūṅkuṉṟaṉ, dass »alle Länder Heimat« seien und »alle Menschen Verwandte«.9 In den zum Teil weitaus älteren Upanishaden der hinduistischen Tradition und anderen altindischen Sanskritschriften ist das philosophische Konzept des »Vasudhaiva Kutumbakam« enthalten, was in Sanskrit »die ganze Welt ist eine einzige Familie« bedeutet.10 Im »Buch der Riten«, einer der fünf Klassiker der konfuzianischen Schriften, die auf die Lehren des chinesischen Philosophen Konfuzius (551 bis 470 v. Chr.) zurückgehen, findet sich die Idee der »Großen Einheit«, der zufolge die Welt von allen gleichermaßen harmonisch geteilt werden solle. Noch älter ist das Konzept namens »Tianxia«, was so viel wie »Alles unter dem Himmel« heißt. Es erlangte in der Zhou-Dynastie um etwa 1046 bis 256 v. Chr. Bedeutung und umfasst unter anderem den Gedanken, dass der chinesische Kaiser als Himmelssohn die Welt vereint und regiert. In der Zhou-Dynastie, so der chinesische Philosoph Zhao Tingyang, war die Welt als Ganzes Ausgangspunkt des politischen Denkens. Sie wurde als »höchste politische Entität« angesehen, der alle anderen politischen Einheiten untergeordnet sein sollten. Der Theorie des »Tianxia« zufolge könne ein politisches System nur dann beanspruchen, sich in einem Zustand des Friedens zu befinden, wenn »die Idee von Externalität nicht mehr existiert«, also »nichts und niemand« ausgeschlossen sei, erläutert Tingyang. Der Philosoph weist darauf hin, dass auch das Daodejing etwa in Kapitel 54 eine globale Perspektive beinhalte.11


  
Der Menschheitsstaat bei Vitoria



  Die Idee der ganzen Menschheit als einer staatlichen Gemeinschaft findet sich erstmals prominent ausformuliert zu Beginn der europäischen Kolonialisierung Mittel- und Südamerikas. Der dominikanische Theologe Francisco de Vitoria (1483 bis 1546), der ab 1526 an der Universität von Salamanca Vorlesungen hielt und ein Zeitgenosse von Christoph Columbus und Hernán Cortés war, entwickelte das Konzept einer »res publica totus orbis«, eines den ganzen Erdball umfassenden Gemeinwesens. Zwar gab es vor Vitoria schon andere weltstaatliche Entwürfe, insbesondere Dante Alighieri’s (1265 bis 1321) Modell einer abgestuften Universalmonarchie. Dieses drehte sich jedoch um die Begründung eines imperialen christlichen Kaisertums. »Im Kontrast zur Universalmonarchie«, so der Vitoria-Forscher Johannes Thumfart, »zeigt sich Vitoria als der Befürworter eines konkreten, demokratisch legitimierten und pluralistisch strukturierten globalen Gemeinwesens.«12


  Der Ansatz von Vitoria ist für uns, die wir an die Aufteilung der Welt in Staaten so sehr gewöhnt sind, nicht so einfach zugänglich. Wie Josef Soder erläutert, ist das von Vitoria postulierte Gemeinwesen »weder Staat neben anderen Staaten, noch ein Überstaat, sondern lediglich die Zusammenfassung der ganzen Menschheit, ob diese in Staaten aufgeteilt ist oder nicht«.13 Die globalstaatliche Gemeinschaft des »totus orbis« ist nach Vitorias Verständnis ursprünglich vorhanden. Sie geht der Bildung von einzelnen politischen Gemeinwesen voraus und wird durch deren Entstehung auch nicht aufgehoben. Es ist vielmehr so, dass der »totus orbis« Gesetze erlassen könne, die für alle Menschen und Staaten verbindlich seien. Die Zustimmung einer Mehrheit soll dafür bemerkenswerterweise ausreichen. Wie solche Beschlüsse »des ganzen Erdkreises« praktisch gesehen zustande kommen könnten, führt Vitoria allerdings nicht aus. Ziel der nach seiner Ansicht in der Natur angelegten Gemeinschaft sei jedenfalls das Wohlergehen aller Menschen.


  Die ursprüngliche Gemeinschaft aller Menschen ist in Vitorias Konzeption die Ausgangslage staatlicher Organisation und jeder Einzelne ist von Natur aus ein völkerrechtliches Subjekt, dem unter bestimmten Bedingungen schützenswerte Rechte zukommen. Vitoria ging dabei davon aus, dass alle Menschen ihrer Natur nach gleich sind, unabhängig von ihrer Religion oder anderer Eigenschaften. Diese Sichtweise formulierte er zu Beginn des Zeitalters der Globalisierung, als die Europäer auf ihnen bis dahin völlig unbekannte Völker trafen. Sie kontrastierte stark mit der ungebremsten Unmenschlichkeit der spanischen Conquista, die Hans Magnus Enzensberger 1981 als einen »Völkermord, begangen an zwanzig Millionen Menschen« bezeichnete.14 Nach Vitorias Völkerrechtslehre konnten allerdings auch nichtchristliche Gemeinschaften, wie die in der »Neuen Welt« angetroffenen, herrschafts- und eigentumsfähig sein. Ihre Unterwerfung war somit Unrecht und zumindest rechtfertigungsbedürftig.15 »In einer Zeit, in der Spanier Azteken ermorden und deren Herrschaft zerstören und in der Frankreichs Franz I. mit Suleiman II. ein Bündnis gegen Karl V. schließt und Mauren sowie Juden verfolgt werden, ist dieser Durchgriff auf die allgemeine Menschennatur von hochpolitischer Bedeutung, und er ist es bis heute geblieben«, kommentiert Rolf Grawert.16


  
Friedenskonzeptionen im Zeichen der

  »souveränen Staatsgewalt«



  Vitorias Überlegungen zu einer kosmopolitischen Menschheitsgemeinschaft, die jedem Menschen seiner Ansicht nach zum Beispiel auch das Recht der Freizügigkeit einräumte, sind bis zur Aufklärung im 18. Jahrhundert eine Ausnahmeerscheinung. Schon zur Zeit Dantes »war die reale geschichtliche Entwicklung dabei, den übernationalen politischen Einheitsgedanken zu verabschieden. Anfang des 14. Jahrhunderts war nicht mehr daran zu denken, daß Kaiser oder Papst wieder zu einer Universalmacht werden könnten. Immer stärker wurde der Zusammenhalt der christlichen Welt durch den Unabhängigkeitsanspruch der Fürsten zersetzt«, schreibt Maja Brauer in einer Geschichte des Weltföderalismus.17 Im Übergang vom Mittelalter zur Neuzeit strebten die Fürsten und andere Hoheitsträger in einer über Generationen reichenden Entwicklung immer stärker danach, ein möglichst einheitliches geographisches Territorium unter ihre ausschließliche Kontrolle zu bekommen. Der französische Staatstheoretiker Jean Bodin (ca. 1529 bis 1596) formulierte als wichtigstes Ziel der neuen Staatsgewalt das Konzept der Souveränität. Nach Bodin ist der souveräne Herrscher Inhaber aller Gewalt in seinem Reich, anderen gegenüber unabhängig, insbesondere gegenüber Kaiser und Papst, und erkennt über sich stehend nur Gott alleine an. »Das Hauptmerkmal der souveränen Majestät und absoluten Gewalt«, so Bodin 1583, bestehe vor allem darin, »allen Untertanen ohne deren Zustimmung Gesetze auferlegen zu können.«18 Mit dem gleichzeitigen Aufbau behördlicher Verwaltungen entstanden so langsam abgegrenzte »souveräne« Flächenstaaten.


  »Für Jahrhunderte trat an die Stelle des Modells einer großen Gemeinschaft der Völker das Modell des Bundes souveräner Herrscher, die Regeln vereinbarten, nach denen sie Streitfälle friedlich beilegen und Gewaltakten einzelner Mitglieder gemeinsam entgegentreten wollten«, resümiert Brauer für die Zeit nach Dante.19 Angesichts der seit dem frühen 15. Jahrhundert andauernden osmanischen Expansion nach Europa und der Belagerungen Wiens in den Jahren 1529 und 1683 war die Idee einer Bündelung christlicher Kräfte gegen die »türkische Gefahr« ein wichtiger Aspekt, der Friedenskonzepten dieser Epoche im Ergebnis oft eine imperialistische Ausrichtung gab. Ein Beispiel dafür ist der vom französischen Diplomaten Abbé Castel de Saint-Pierre (1658 bis 1743) ab 1711 nach und nach in verschiedenen Fassungen vorgelegte Plan »eines ewigen und umfassenden Friedens unter allen Völkern Europas«. In seinem Entwurf eines christlich-europäischen Staatenbundes, der ein Schiedsgericht und eine gemeinsame Armee haben sollte, war das osmanische Reich nicht als vollwertiges Mitglied vorgesehen. Ganz im Gegenteil, die »Vertreibung der Türken« beschrieb er in einem dritten Band über das Projekt von 1716 als »dringende Notwendigkeit«.20


  Die zahlreichen Entwürfe für zwischenstaatliche Friedensbünde sahen meist regelmäßig tagende Kongresse und Versammlungen vor. Mit einem Weltparlament im Sinne einer kosmopolitischen demokratischen Volksvertretung durch unabhängige Abgeordnete hatten sie jedoch nichts zu tun. Vorgesehen waren in der Regel Versammlungen, die aus den weisungsgebundenen Abgesandten der fürstlichen Herrscher zusammengesetzt waren, wie zum Beispiel bei Saint-Pierre oder auch im Friedenskonzept des französischen Philologen Émeric Crucé (1590 bis 1648), das sich dadurch hervorhebt, dass es interreligiös angelegt war und insbesondere auch die islamische Welt einbezog. Wie bei Saint-Pierre oder Crucé war oft daran gedacht, dass diese Fürstenkongresse im Bereich der zwischenstaatlichen Friedenssicherung verbindliche Entscheidungen treffen können sollten, bis hin zu gemeinsamen Zwangsmaßnahmen gegen Friedensbrecher. Um eine völkerrechtliche Vertretung der »Untertanen« ging es keineswegs. Wenn in den Friedenskonzepten begrifflich von einem Parlament die Rede ist, dann im vormodernen Wortsinn, der allgemein schlicht einen Ratschlag von Interessenvertretern bezeichnet und hier speziell die der Fürsten. Der Begriff des Parlaments stammt vom altfranzösischen »parlement«, was wörtlich »Unterredung« bedeutet.


  
Die Idee des Gesellschaftsvertrages bei Hobbes und Locke



  Der Gründer von Pennsylvania, William Penn (1644 bis 1718), argumentierte 1693 in einem Essay über ein Friedensmodell für Europa, dass durch eine kollektive Beistandsgarantie die Souveränität der Herrscher nicht eingeschränkt, sondern im Gegenteil durch größere Sicherheit vor gegenseitigen Angriffen gestärkt werde. Penn sah dabei das Konzept der »souveränen Gleichheit« der Fürsten als weltfremd an. In der von ihm vorgeschlagenen Versammlung von Fürstenvertretern sah er eine Stimmengewichtung nach Wirtschaftskraft vor, um die »Ungleichheit der Fürsten und Staaten« in der Versammlung widerzuspiegeln und den größeren Mächten eine Mitwirkung schmackhafter zu machen. John Bellers (1654 bis 1725), ein Freund von Penn und wie dieser ein Quäker, legte 1710 ebenfalls ein Friedensmodell vor, in dem eine Stimmengewichtung vorgesehen ist. Er zieht allerdings die Bevölkerungsgröße als Grundlage heran. Bellers ist einer der Ersten, der Rechte der Untertanen im Kontext eines Staatenbundes anspricht: »Mit der Zustimmung der Ratsversammlung [des Staatenbundes] wird zwischen Souveränen und Untertanen eine Ordnung und Regelung etabliert, um auf der einen Seite Unterdrückung und Tyrannei der Fürsten und auf der anderen Seite Tumulte und Rebellion der Untertanen zu verhindern.«21 Einen tyrannischen Fürsten, so schrieb Crucé noch rund hundert Jahre zuvor, müsse »man hinnehmen wie ein dürres Jahr, in der Hoffnung auf bessere Zeiten«.22


  Mit seinen Werken »De Cive« von 1642 und »Leviathan« von 1651 läutete Thomas Hobbes in der politischen Philosophie das Ende der Legitimation politischer Herrschaft durch das Gottesgnadentum ein. An seine Stelle trat das theoretische Konzept der vertraglichen Selbstbindung aller Individuen, die Idee des Gesellschaftsvertrags. Hobbes konstruierte einen gedanklichen Naturzustand, in dem aufgrund des seiner Ansicht nach in der wölfischen Natur des Menschen angelegten Konkurrenzverhaltens, des gegenseitigen Misstrauens, der Eigennützigkeit und der Furcht mangels einer allgemeinen Gewalt, die Recht und Gesetz durchsetzt, ein anarchischer »Krieg eines jeden gegen jeden« herrsche. Um diesem Zustand der Unsicherheit zu entkommen, werde durch einen gegenseitigen Vertrag eines jeden mit jedem der Staat mit einem absoluten Herrscher und dem Gewaltmonopol eingesetzt. Dieser Vertrag komme für alle zustande, sobald eine Mehrheit zustimme. Es handelt sich um einen einmaligen und irreversiblen hypothetischen Akt, aus dem Hobbes die uneingeschränkte Macht eines absoluten Souveräns ableitet. Dieser sollte ähnlich unbezwingbar sein wie das im Alten Testament angeführte Seeungeheuer Leviathan.


  Im Jahr 1649 endete der Englische Bürgerkrieg zwischen den parlamentarischen Kräften um Oliver Cromwell und den Royalisten um Karl I. mit der Hinrichtung des Königs und der Abschaffung der englischen Monarchie (die 1660 wieder restauriert wurde). Eine starke politische Basisbewegung im Revolutionslager waren die sogenannten Leveller, die ein neues Demokratieverständnis vertraten. »Die Leveller waren davon überzeugt, dass politische Herrschaft auf den vernünftigen Willen ursprünglich Gleicher und Freier zurückzuführen sei, und zwar durch einen Vertrag aller mit allen«, so der Politikwissenschaftler Richard Saage.23 Sie hätten erkannt, dass die politischen Herrschaftsverhältnisse von Menschen entworfen und aufrechterhalten werden und nicht im Sinne Aristoteles »natürlich« gegeben seien. Hobbes nutzte den gleichen Ansatz, um einen rigorosen Absolutismus zu begründen. Die dahinter stehende Vertragstheorie ermöglichte es jedoch auch, die Frage legitimer staatlicher Herrschaft und ihr Verhältnis zum Individuum radikal neu zu denken. »Die Geschichte des modernen Staates ist die Geschichte der Zähmung des Leviathans – durch Menschenrechte und Vernunftrecht, durch Gesetzesstaatlichkeit, Rechtsstaatlichkeit und Verfassungsstaatlichkeit, durch Gewaltenteilung und Demokratie«, schreibt der Kieler Philosophieprofessor Wolfgang Kersting.24


  Einen Meilenstein bildete der staatstheoretische Entwurf von John Locke (1632 bis 1704). In seinen 1689 anonym veröffentlichten »Zwei Abhandlungen über die Regierung« griff der englische Philosoph die Idee des Gesellschaftsvertrages auf und nutzte es als Grundlage zur Demontage des Konzepts absolutistischer Monarchie. Er argumentierte, dass sich die Menschen im hypothetischen Naturzustand in vollkommener Freiheit, Gleichheit und Unabhängigkeit befänden. Anders als bei Hobbes liegt ein positives Menschenbild zugrunde. Zweck des durch den Gesellschaftsvertrag gebildeten Gemeinwesens sei es, Ordnung zu schaffen sowie die naturgegebenen Rechte des Einzelnen zu schützen, insbesondere das Leben, die Freiheit und das Eigentum. Die Staatsgewalt sei darauf beschränkt, dem »öffentlichen Wohl der Gesellschaft« zu dienen. »Es ist eine Gewalt, [die] niemals das Recht haben kann, die Untertanen zu vernichten, zu versklaven oder mit Vorbedacht auszusaugen«, so Locke.25 Daran schließen sich Überlegungen an, wie der Sozialvertrag zu gestalten wäre, um politische Gewalt zu kontrollieren. Als Souverän ist eine gewählte Legislative vorgesehen, die »aus vom Volke auf Zeit gewählten Repräsentanten gebildet«26 werden kann, deren mit Mehrheit beschlossenen Gesetze allgemeingültig sind und insbesondere auch die Gesetzgeber und die staatliche Gewalt selbst binden. Damit formulierte Locke die Herrschaft des Volkes durch gewählte Repräsentanten und das Rechtsstaatsprinzip. Indem er dafür plädiert, die Vollstreckung der Gesetze und damit die Ausübung des Gewaltmonopols von der Legislative zu trennen, um einem Machtmissbrauch vorzubeugen, betont Locke erstmals auch die Notwendigkeit einer Gewaltenteilung. Verwirkt die Legislative das Vertrauen des Volkes und handelt sie gegen den Staatszweck, so fällt die Souveränität an das Volk zurück, das den Gesellschaftsvertrag erneuern und die Legislative ersetzen kann.


  Das Vertragsdenken bei Hobbes und Locke war nicht universell angelegt, sondern bezog sich auf einzelne Gemeinwesen, nicht etwa auf die Begründung eines Weltstaates. Hobbes legte aber nahe, dass sich die einzelnen Souveräne selbst wiederum in einem anarchischen Naturzustand ohne Recht und Gesetz befänden. »Über die gegenseitigen Pflichten der verschiedenen Souveräne, die in dem Gesetz, das man gewöhnlich Völkerrecht nennt, enthalten sind, brauche ich an dieser Stelle nichts zu sagen, da Völkerrecht und Gesetz der Natur dasselbe sind«, schrieb Hobbes.27 Der ursprüngliche »Krieg eines jeden gegen jeden« als hypothetisches Verhältnis der Individuen im Naturzustand wird demnach von den Souveränen auf der zwischenstaatlichen Ebene tatsächlich geführt. Um ihre Handlungsfähigkeit, ja ihre Existenz, im Naturzustand zu gewährleisten, müssen die Staaten nach dieser Sichtweise größtmögliche Anstrengungen zu ihrer Sicherheit unternehmen und zu große Machtungleichgewichte verhindern. Immer stärkere Aufrüstung und Bündnispolitik ist die Folge, was die Unsicherheit nur noch weiter steigert. Es entsteht das vom deutsch-amerikanischen Völkerrechtler John H. Herz im Jahr 1950 ausformulierte »Sicherheitsdilemma«.


  Eine derartige Wahrnehmung der zwischenstaatlichen Beziehungen lag den meisten völkerrechtlichen Friedenskonzepten zugrunde und ist bis heute von Einfluss. »Geben wir doch zu«, sagte schon Saint-Pierre in seinem Plädoyer für eine föderative Regierung Europas Anfang des 18. Jahrhunderts, »daß das Verhältnis der europäischen Mächte untereinander eigentlich ein Kriegszustand ist und daß alle Teilverträge mit irgendeiner seiner Mächte viel mehr nur zeitlich begrenzte Waffenstillstände sind als ein wirklicher Frieden«.28 Ein dauernder allgemeiner Friede durch eine Balance der Mächte sei ein »bloßes Hirngespinst«, schrieb Kant 1793.


  
Vertragsdenken und Völkerstaat bei Wolff



  Das Vertragsdenken liefert den Ausweg aus dem Naturzustand der Staaten in einem nächsten logischen Schritt freilich gleich mit, nämlich indem ein mit Souveränität ausgestattetes gemeinsames politisches Staatswesen eingerichtet wird, das alle Staaten umfasst. In seiner bemerkenswerten Untersuchung kosmopolitisch begründeter globaler Staatsentwürfe weist der Züricher Philosophieprofessor Francis Cheneval darauf hin, dass erstmals Christian Wolff (1679 bis 1754) die Vertragstheorie zur Begründung eines Völkerstaates herangezogen und so »in der Philosophie des Völkerrechts eine supranationale Wende« eingeleitet habe.29 Folgt man der Analyse von Cheneval, so ist die von Wolff 1749 und 1750 vorgelegte philosophische Konzeption in der Tat als wesentlicher Meilenstein in der Entwicklung kosmopolitischer Ordnungsentwürfe anzusehen. In seiner abstrakt angelegten Vertragstheorie, die auf alle Ebenen menschlicher Gemeinschaft ausgedehnt wird, skizziert Wolff demnach eine universale menschliche Kooperationsgemeinschaft, eine »civitas maxima«, deren Streben auf das Wohlergehen aller Menschen gerichtet ist und die letztlich in einem demokratisch verfassten Völkerstaat gipfelt. Wolff transformiert nicht nur das Vertragsdenken und überwindet dabei die Theorie der göttlichen Stiftung, sondern er greift wohl als Erster seit Vitoria in seinem völkerrechtlichen Entwurf wieder auf den Gedanken einer Menschheitsgemeinschaft aller Individuen zurück. Diese »societas magna« aller Menschen und die in ihr verankerten Menschenrechte sind die Grundlage jeder weiteren Vergesellschaftung.30


  Wie Cheneval erläutert, folgt das Wolff’sche Argument zugunsten des Völkerstaates der vertragstheoretischen Logik und versucht, eine allgemeine Verbindlichkeit für eine universale Rechtsstruktur herzuleiten. Wolff zeige auf, dass die vertragstheoretische Begründung ziviler Herrschaft nicht auf der Stufe nationalstaatlicher Integration stehen bleiben könne, um nachher wieder in den Naturzustand zurückzufallen. »Ein nationalistischer Kontraktualismus ist deshalb inkohärent und wendet sich auf der völkerrechtlichen Stufe gegen seine eigenen Prinzipien«, so Cheneval.31 Die Theorie enthalte somit folgerichtig die Forderung, dass die Staaten sich zu einem übergeordneten Völkerstaat zusammenschlössen. »Wolff vertrat die These eines bundesstaatlichen Völkerstaats, der durch einen ursprünglichen Vertrag des Einzelstaats mit der Allgemeinheit und der Allgemeinheit mit dem Einzelstaat zustande kommt, in dem eine Versammlung der Staatsrepräsentanten, ein Völkersenat, nach dem Mehrheitsprinzip Zwangsgesetze verabschiedet, denen durch die Annahme einer naturrechtlich begründeten Menschheitsgemeinschaft und bestimmter Grundgesetze Schranken gesetzt sind«, fasst Cheneval zusammen.32 Ein globaler Leviathan entstehe dabei gerade nicht, denn Wolff lege einen abgestuften, funktional differenzierten Souveränitätsbegriff zugrunde, weshalb der entstehende Völkerstaat nur solche Kompetenzen habe, die ihm von den Staaten übertragen werden und die zu seiner Aufgabenerfüllung notwendig seien. Für Wolff ist dabei klar, dass dieser Völkerstaat noch nicht existiert. Das Konzept ist vielmehr ein im Lauf der Geschichte anzustrebendes Ideal einer vernünftigen gesellschaftlichen Weltordnung.


  
Das kosmopolitische Projekt von Kant



  Einen Höhepunkt fand das kosmopolitische Denken im philosophischen Werk von Immanuel Kant (1724 bis 1804). In dem 1784 veröffentlichten Aufsatz »Idee zu einer allgemeinen Geschichte in weltbürgerlicher Absicht« skizzierte Kant auf Grundlage der Vertragslogik, wie die Weltgeschichte auf die »vollkommene bürgerliche Vereinigung der Menschengattung« mit einer »gesetzmäßigen Verfassung« hinauslaufe.33 In seinem berühmten Essay »Zum ewigen Frieden« von 1795 schrieb Kant, dass der Naturzustand universell gesehen nur überwunden werden kann, wenn drei Elemente einer bürgerlichen Verfassung zusammenkommen, nämlich ein Staatsbürgerrecht der Menschen innerhalb eines Volkes, ein Völkerrecht zwischen den Staaten sowie ein Weltbürgerrecht in dem »Menschen und Staaten … als Bürger eines allgemeinen Menschenstaats anzusehen sind (ius cosmopoliticum)«.34 Auch die von Kant konzipierte Weltrepublik hebt die Staaten also keineswegs auf, sondern macht sie zu Bestandteilen, zu »Bürgern«, einer übergeordneten Weltverfassungsordnung.


  Kant sah allerdings verschiedene Hürden, aufgrund derer der ideale Völkerstaat mit den drei genannten Elementen zur Überwindung des Kriegszustands nicht sofort, sondern nur nach und nach in »kontinuierlicher Annäherung« durch »allmähliche Reform« entstehen könne.35 Zum einen hielt er die Regierung des Völkerstaats »bei gar zu großer Ausdehnung über weite Landstriche« für unausführbar.36 Zum anderen erwähnt er die mögliche Gefahr des Despotismus,37 zumal die meisten Staaten selbst noch autokratisch waren. Entscheidend aber war Kants Einschätzung, dass die Staaten, also die Fürsten seiner Zeit, nicht dazu bereit wären, den zwischenstaatlichen Naturzustand durch die Bildung eines gemeinsamen republikanischen Völkerstaates zu verlassen. Als erster praktisch möglicher Schritt kam für ihn daher nur ein Völkerbund in Betracht: »Für Staaten, im Verhältnisse unter einander, kann es nach der Vernunft keine andere Art geben, aus dem gesetzlosen Zustande, der lauter Krieg enthält, herauszukommen, als daß sie, eben so wie einzelne Menschen, ihre wilde (gesetzlose) Freiheit auf geben, sich zu öffentlichen Zwangsgesetzen bequemen, und so einen (freilich immer wachsenden) Völkerstaat (civitas gentium), der zuletzt alle Völker der Erde befassen würde, bilden. Da sie dieses aber nach ihrer Idee vom Völkerrecht durchaus nicht wollen, mithin, was in thesi richtig ist, in hypothesi verwerfen, so kann an die Stelle der positiven Idee einer Weltrepublik (wenn nicht alles verloren werden soll) nur das negative Surrogat eines den Krieg abwehrenden, bestehenden, und sich immer ausbreitenden Bundes den Strom der rechtscheuenden, feindseligen Neigung aufhalten, doch mit beständiger Gefahr ihres Ausbruchs.«38 Der vorgeschlagene Staatenbund enthält keine Souveränität wie in einer bürgerlichen Verfassung und ist daher unvollkommen. Die Beschränkung des Weltbürgerrechts auf ein Besuchsrecht in fremden Ländern ist im Sinne der Geschichtsphilosophie Kants ebenfalls als Konzession daran zu verstehen, dass die Fürsten zu mehr nicht bereit wären. Er vergleicht den Unwillen der Staaten, sich einem gesetzlichen und von ihnen selbst konstituierten Zwang zu unterwerfen, mit der »Anhänglichkeit der Wilden an ihre gesetzlose Freiheit«, die »mit tiefer Verachtung« als »Rohigkeit, Ungeschliffenheit und viehische Abwürdigung der Menschheit« anzusehen sei.39


  Der von Kant als Minimallösung skizzierte Völkerbund entspricht den traditionellen zwischenstaatlichen Friedenskonzepten und ist nicht innovativ. Wegweisend ist jedoch die Konzeption eines kosmopolitischen Programms, das eine Entwicklung von diesem Völkerbund hin zu einer Weltrepublik vorsieht, in der nicht nur die Staaten, sondern auch die Menschen unmittelbar zu Bürgern einer Menschheitsgemeinschaft werden. Das völkerrechtliche Dogma der absoluten Souveränität würde also gleich zweifach durchbrochen. Einerseits, indem die Souveränität zwischen Einzelstaaten und Weltrepublik aufgeteilt würde, andererseits, indem das Individuum neben den Staaten zu einem Teilhaber der menschheitlichen Souveränität wird. Über die institutionelle Gestalt des Völkerstaates als Verkörperung des höchsten politischen Gutes, des ewigen Friedens, hat Kant nichts gesagt. Da Kant aber »den Gedanken der Repräsentation zum Wesensmerkmal der Republik machte, war für ihn eine Repräsentation der Bürger eines Staates durch die Regierung oder durch direkt gewählte Abgeordnete auf der supranationalen Ebene kein Problem«, folgert Cheneval.40 In der Philosophie von Kant war damit ohne weiteres ein Weltparlament angelegt.


  
2.

  Das 18. Jahrhundert:

  Aufklärung, Revolutionen und Parlamentarismus



  
Der amerikanische Bundesstaat und repräsentative Demokratie



  Im Zuge der Aufklärung verbreitete sich ab Mitte des 18. Jahrhunderts in Europa und Nordamerika eine »beispiellose kosmopolitische Begeisterung«, wie Coulmas schreibt.1 Der Ausspruch des Diogenes, ein Weltbürger zu sein, wurde zu einer programmatischen Aussage der Zeit, verwendet beispielsweise von Thomas Paine, David Hume, Voltaire, Gotthold Ephraim Lessing oder Christoph Martin Wieland. Zwar verfolgten die Monarchen wie eh und je ihre dynastischen und geopolitischen Interessen, wenn nötig mit Krieg, doch der Geist habe in eine neue Richtung geweht.2 »Die Schranken sind durchbrochen, welche Staaten und Nationen in feindseligem Egoismus absonderten. Alle denkenden Köpfe verknüpft jetzt ein weltbürgerliches Band«, sagte Friedrich Schiller (1759 bis 1805) enthusiastisch in seiner Jenaer Antrittsvorlesung im Mai 1789.3 Für eine kurze Zeit sahen sich intellektuelle und bürgerliche Kräfte in einem aufklärerischen und kosmopolitischen Geist vereint. Es war ein Schmelztiegel erreicht, der die Idee eines Weltparlaments zum ersten Mal ausdrücklich, ja als konkrete politische Forderung, zum Vorschein brachte. Der kosmopolitische Gedanke verband sich mit der Repräsentations- und Demokratietheorie, die in Nordamerika gerade in monumentaler Weise zum praktischen Durchbruch gelangt war, und vermischte sich mit dem Impetus der französischen Revolution.


  In der amerikanischen Unabhängigkeitserklärung von 1776 wurde erstmals die Gleichheit und Freiheit aller Menschen deklariert und zur Grundlage einer neuen staatlichen Ordnung gemacht. Nachdem Großbritannien den Krieg mit Frankreich um die Vorherrschaft in Nordamerika für sich entscheiden konnte, stiegen ab 1763 die Spannungen zwischen London und den Kolonisten. »No taxation without representation« wurde zur Parole, mit der sie eine Vertretung im englischen Parlament forderten, aber nicht erhielten. Wenn eine Regierung die unveräußerlichen Menschenrechte verletze, wie durch Georg III. (1738 bis 1820), dem König von England, geschehen, sei ein Widerstandsrecht gegeben. In dem folgenden Unabhängigkeitskrieg schüttelten die Kolonisten die Herrschaft Englands ab und läuteten ein neues Zeitalter ein, ein »Novus ordo seclorum«. Sie hatten dabei einen großen Vorteil, denn sie konnten ganz von vorne anfangen. »Wir haben jede Gelegenheit und allen Ansporn für uns, die vornehmste und reinste Verfassung auf Erden zu schaffen. Es steht in unserer Macht, die Welt von Neuem zu beginnen«, stellte Paine fest.4 Die dreizehn ehemaligen Kolonien gründeten mit den Konföderationsartikeln von 1777 zunächst einen losen Staatenbund, der die Souveränität der Einzelstaaten, auch in der Außen- oder Handelspolitik, nicht berührte. Gemeinsame Beschlüsse wurden kaum umgesetzt und waren daher ineffektiv. Es gelang zum Beispiel nicht, einen gemeinsamen Wirtschaftsraum aufzubauen. In der Verfolgung ihrer Interessen dividierten sich die Staaten auseinander und gerieten in Konflikt. Die Befürworter einer republikanischen Ordnung, die Föderalisten, setzten sich schließlich durch. Mit der Verfassung vom 17. September 1787 wurden die Vereinigten Staaten von Amerika als ein echter Bundesstaat gegründet. Die Gesetzgebung des neuen, großflächigen Bundesstaates, dessen Bevölkerung aus Emigranten aus ganz Europa bestand, war in den Händen eines aus zwei Kammern bestehenden Kongresses: Dem (zunächst nach einem Zensuswahlrecht für Männer) direkt gewählten Repräsentantenhaus als Vertretung des Volkes und dem Senat, bestehend aus Vertretern der Bundesstaaten, die von den einzelstaatlichen Parlamenten gewählt wurden (und ab 1913 ebenfalls direkt).


  Die frühen demokratischen Ansätze in den griechischen Stadtstaaten (bis etwa 300 v. Chr.) und der Römischen Republik (bis zu Beginn des Prinzipats 27 v. Chr.) basierten auf Versammlungen der (männlichen) Stimmberechtigten, die auf vergleichsweise kleine Stadtstaaten beschränkt waren. Mit Hinweis auf diese Vorbilder meinte Jean Jacques Rousseau (1712 bis 1778) noch in seinem Werk »Vom Gesellschaftsvertrag« von 1762, dass allein das versammelte Volk als Souverän eine dem Gemeinwillen entsprechende Gesetzgebung schaffen könne. Da die Souveränität des Volkes weder geteilt, noch durch Abgeordnete repräsentiert werden könne, lasse sich eine republikanische Ordnung daher von vornherein nur in Kleinstaaten verwirklichen. Die graduelle Verlagerung der Idee der Demokratie weg von ihrem historischen Ursprung in den Stadtstaaten und hin zu den ausgedehnteren Herrschaftsbereichen einer Nation, eines Landes oder eines Nationalstaates hat der Politikwissenschaftler Robert Dahl (1915 bis 2014) als »zweite demokratische Transformation« in der Geschichte bezeichnet.5 Das Beispiel der USA zeigte, dass Demokratie, verstanden als repräsentative Demokratie, nicht nur in einem großen Territorium, sondern zugleich auch in dem politischen Novum eines Bundesstaates organisiert werden kann. Schon 1787 beispielsweise äußerte Benjamin Franklin den Gedanken, dass die neue amerikanische Bundesverfassung auch als Vorbild für eine »föderale Union« Europas dienen könne.6


  
Die historischen Wurzeln des Parlamentarismus



  Mit den Vereinigten Staaten von Amerika wurde eine neue Epoche in der Geschichte der repräsentativen Demokratie eingeläutet. Die Gründerväter der USA betrachteten ihr System aufgrund der in einer geschriebenen Verfassung verankerten Volkssouveränität, des Republikanismus und des Föderalismus als einzigartig. »Dennoch«, so der Historiker Colin Bonwick, »ist es klar, dass die Verfassungen der einzelnen Staaten genauso wie die Verfassung der USA selbst (die alle während der Revolutionsära entworfen wurden und daher zusammen betrachtet werden müssen), den Erfahrungen in anderen Ländern viel verdanken – und besonders dem britischen Konstitutionalismus, von dem die Amerikaner entflohen.«7 Die Entwicklung des Parlamentarismus, der in der US-Verfassung einen vorläufigen Höhepunkt fand, kann über viele Jahrhunderte auf die mittelalterlichen und frühneuzeitlichen Ständegesellschaften zurückgeführt werden. Vertreter des Adels, des Klerus und später auch der städtischen Oberschichten konnten gegenüber dem herrschenden Souverän zu einem gewissen Grad Mitspracherechte erringen. Die Mitgliedschaft in den entstehenden Ständeversammlungen war exklusiv und basierte in der Regel auf persönlichen Privilegien, öffentlichen Ämtern, Immobilienbesitz oder Berufszugehörigkeiten, die sich oft schon aus der Abstammung ergaben. Die Mitglieder der Ständeversammlungen vertraten nur ihre eigenen Interessen und keineswegs die Untertanen im Allgemeinen. Besonders zur Erhebung von Steuern war der Herrscher oft auf ihre Mitarbeit und Zustimmung angewiesen. Die Entwicklung der Ständevertretungen und des Parlamentarismus verlief auf komplexen Wegen, mit Unterbrechungen und in jeder Region mit Besonderheiten. Die erste Ständeversammlung jedenfalls, die auf Dauer angelegt war, den König verpflichtete und außerdem neben dem Adel und dem Klerus auch Vertreter der Städte einschloss, wurde 1188 von Alfons IX. (1171 bis 1230), dem König von León auf der iberischen Halbinsel, einberufen.8


  Die Entwicklung des Parlamentarismus in England bildete einen Sonderfall. Denn England, so der Politikwissenschaftler Klaus von Beyme, »war das einzige Land auf der Welt, das die parlamentarische Regierung ohne wesentlichen Bruch der Kontinuität in der Verfassungsentwicklung aus einem ständischen System seit dem Spätmittelalter entwickelte«.9 Nach der Eroberung Englands im Jahr 1066 führte Wilhelm I. (1027 bis 1087) regelmäßige Konsultationen mit dem Klerus und dem Landadel ein, um sich bei wichtigen Fragen ihrer Zustimmung zu versichern und sie so zu Stützen seiner Herrschaft zu machen. Nach der 1215 durchgesetzten »Magna Charta« war der englische König erstmals regelrecht verpflichtet, vor der Verhängung neuer Steuern die Zustimmung seines versammelten Landadels einzuholen. Ab 1295 waren auch Vertreter aus den Städten und Gemeinden im englischen Ständeparlament vertreten. Die »Commons« versammelten sich seit 1341 auch getrennt vom Adel und dem Klerus. Das englische Parlament als ein Zwei-Kammern-System entstand. Im 15. Jahrhundert wurde ein allgemeines Zensuswahlrecht für das Unterhaus, das »House of Commons«, eingeführt. Schon 1619, zwölf Jahre nach Gründung von Jamestown als der ersten ständigen Siedlung englischer Kolonisten in der »Neuen Welt«, wurde in der Provinz Virginia die erste Versammlung gewählter politischer Vertreter der Kolonisten in Nordamerika gebildet und wertvolle demokratische Erfahrung gesammelt.


  Bei der langsamen Ausbildung der »souveränen« Territorialstaaten entstand »die Tendenz der Monarchen und Fürsten, die an der Spitze der mittelalterlichen Lehenspyramide gestanden hatten, die neue Souveränität für sich alleine zu beanspruchen und die Stände, die sich im mittelalterlichen Staat zu Mitträgern politisch-öffentlicher Gewalt entwickelt hatten, auszuschalten«, so der Historiker Heinz Schilling.10 Die in den drei Jahrhunderten ab 1500 zwischen Monarchen und Ständevertretungen ausgetragenen Konflikte um Macht und Privilegien waren ein zentraler Aspekt aller großen sozio-politischen Auseinandersetzungen der Epoche.11 Oft weigerten sich die Könige gleich ganz, die Ständevertretungen einzuberufen, wie etwa Karl I. im Jahrzehnt vor Ausbruch des englischen Bürgerkriegs im Jahr 1642. Bei der Revolution von 1688 / 89 machte sich das englische Parlament mit der »Bill of Rights« schließlich selbst zum Träger der Souveränität des Staates. Auch wenn der Monarch weiterhin die große Politik bestimmte und insbesondere über Krieg und Frieden entschied, musste er sich für den Regierungshaushalt ab jetzt eine Mehrheit im unabhängig gewordenen Parlament beschaffen.


  
Kosmopolitismus in der Französischen Revolution



  Die Entwicklung in England und die Ideen John Lockes blieben auch in Frankreich, dem Zentrum des Ancien régime, nicht ohne Wirkung. Im 18. Jahrhundert unterminierten sie langsam aber sicher die Autorität der Monarchie. Es wirkte wie ein Fanal, das weit über Frankreich hinaus die Menschen elektrisierte, als sich Ludwig XVI. im Jahr 1789 zum ersten Mal seit 1614 zur Legitimation und Durchsetzung von Steuerreformen gezwungen sah, die Generalstände in Frankreich einzuberufen. Der Dritte Stand, der rund 98 Prozent der Bevölkerung repräsentierte, erklärte sich nach der Wahl zu den Generalständen im sogenannten Ballhausschwur vom 20. Juni 1789 zu einer verfassungsgebenden Nationalversammlung. Als symbolische Geburtsstunde der Revolution gilt der Sturm auf die Bastille am 14. Juli. Am 26. August wurde die Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte verabschiedet, die mit der Feststellung der Gleichheit und Freiheit der Menschen sowie der Volkssouveränität beginnt und die Prinzipien benennt, auf die die neue Ordnung begründet werden sollte.


  In den Wirren der Revolution ging es unter anderem um die Frage, ob die Verwirklichung einer republikanischen Ordnung über Frankreich hinaus auch für die anderen noch unter monarchischer Herrschaft stehenden Völker Europas angestrebt werden sollte. Der Republikanismus sei »in jener Zeit des Umbruchs und am historischen Ursprung der modernen europäischen Demokratie noch nicht partikularistisch fixiert, sondern europäisch und kosmopolitisch« gewesen, betont Cheneval. Der Begriff der »nation« sei während der ersten Revolutionsjahre nicht notwendig nationalstaatlich besetzt gewesen.12 Die außenpolitische Lage war in dieser Situation entscheidend. Die Nationalversammlung erklärte im Mai 1790 den Verzicht auf Eroberungskriege, doch das revolutionäre Fieber, entfacht durch die Proklamation des Selbstbestimmungsrechts der Völker, griff um sich und beunruhigte die europäischen Monarchien zunehmend. Ludwig XVI. diskutierte mit ihnen über eine bewaffnete Intervention, »um die Aufrührer zu stoppen«.13 Im April 1792 begannen kriegerische Auseinandersetzungen zwischen Frankreich sowie einer von Österreich unter Franz II. und Preußen unter Friedrich II. geführten Allianz, die bis 1797 andauern sollten und in deren Verlauf Frankreich unter anderem die Südlichen und die Vereinigten Niederlande besetzten.


  Ein Ausdruck der bestehenden kosmopolitischen Strömung der Revolution war es, als die Nationalversammlung am 26. August 1792 siebzehn Ausländern, die sich um die Revolution verdient gemacht hatten, das französische Bürgerrecht verlieh, darunter Jeremy Bentham, Alexander Hamilton, James Madison, Thomas Paine, Johann Heinrich Pestalozzi, Friedrich Schiller und George Washington. Unter den Geehrten war auch der im preußischen Kleve geborene und aus einer niederländischen Familie stammende Johann Baptist Baron de Cloots, genannt Anacharsis Cloots (1755 bis 1794). Cloots lebte wie Paine in Paris und war seit 1789 aktives Mitglied des Jakobinerclubs. Im September 1792 wurde er, wie auch Paine, in die Nationalversammlung gewählt und zeitweise bei der Erarbeitung der Verfassung hinzugezogen. Es ist bemerkenswert, dass mit Cloots nicht etwa ein Philosoph, sondern ein Revolutionär erstmals den Gedanken eines Weltparlaments ausdrücklich formulierte.


  
Die »Republik der Menschheit« bei Cloots



  Die Revolution hatte für Cloots einen universellen Charakter und Auftrag. Er vertrat vehement die Ansicht, dass ausgehend von Frankreich eine Weltrepublik errichtet werden solle. In seinem Werk »Bases constitutionelles de la République du genre humain« von 1793 vertrat Cloots einen radikal individualistischen Souveränitätsbegriff. Aus den Menschenrechten ergebe sich die »solidarische und unteilbare Souveränität des Menschengeschlechts«.14 Völker, die miteinander irgendwie in Kontakt stünden, ja auch nur voneinander wüssten, könnten nicht beide zugleich souverän sein. Autonome Selbstbestimmung ist dann nach Ansicht von Cloots nicht mehr möglich und die Grundlage für Konflikte gelegt. »Die Republik der Menschheit« dagegen werde »niemals mit jemanden in Disput sein, denn zwischen den Planeten gibt es keine Kommunikation«, argumentierte Cloots.15 Er lehnte damit zugleich den von seinem Kollegen Paine in dem Buch »Rights of Man« 1791 / 92 entwickelten Gedanken ab, dass weltweiter Friede und Wohlstand schon erreicht werden könne, wenn nur alle Länder die Regierungsform der repräsentativen Demokratie verwirklicht hätten (womit dieser die bis heute diskutierte Theorie des »demokratischen Friedens« fundierte). Souveränität setze die Vereinigung der Menschen in einer auf den Menschenrechten basierenden, universellen Gemeinschaft voraus. Dies sei auch machbar, wo doch alle die gleichen Ziele hätten, nämlich Freiheit, Gleichheit, Sicherheit, Gerechtigkeit, Schutz des Eigentums, des Friedens und vor Unterdrückung.16 Die konstitutiven Subjekte der Weltrepublik können nach Cloots aufgrund der Unteilbarkeit der Souveränität allein die Individuen sein. Im Mittelpunkt der Weltrepublik steht als Legislative ein direkt gewähltes Parlament. Als subsidiäre Verwaltungseinheiten sind Départements vorgesehen, die zugleich als Wahlkreise der Parlamentsabgeordneten dienen. Seinem Entwurf folgend schlug Cloots vor, Frankreich mit der neuen Verfassung zu einer universellen Republik zu machen, der sich alle von der Monarchie befreiten Völker als Départements anschließen sollten.


  
Das Ende der kosmopolitischen Strömung



  Sehr zur Freude von Cloots beschloss das aus dem ersten Demokratieversuch der deutschen Geschichte hervorgegangene Parlament, der unter französischer Besatzung im Februar 1793 in Rheinhessen und in der Pfalz gewählte »Rheinisch-Deutsche Nationalkonvent«, den Anschluss der von ihm proklamierten Mainzer Republik an Frankreich. Schon einen Monat später wurde das linksrheinische Gebiet der Republik allerdings wieder von preußisch-österreichischen Truppen zurückerobert. Als die Offensive auf französisches Territorium vordrängte und sich der französische Nationalkonvent gezwungen sah, einen allgemeinen Kriegsdienst einzuführen, die »Levée en masse«, wendete sich die revolutionäre Stimmung. Cloots und andere Ausländer wurden auf Betreiben von Maximilien Robespierre als Saboteure der Revolution verhaftet, verurteilt und am 24. März 1794 mit der Guillotine hingerichtet. In den 1970er Jahren nannte sich der berühmte deutsche Aktionskünstler Joseph Beuys (1921 bis 1986) zeitweise »Josephanacharsis Clootsbeuys«, um an Cloots, seine Ideen und sein Schicksal zu erinnern.17 Thomas Paine entkam der Guillotine nur durch Zufall.


  Der Republikanismus verband sich mit Fremdenfeindlichkeit und französischem Nationalismus.18 Schiller beklagte schon im Juli 1793 mit drastischen Worten, dass die Aufklärung gescheitert sei. »Der Versuch des Französischen Volks, sich in seine heiligen Menschenrechte einzusetzen, und seine politische Freiheit zu erringen, hat … nicht nur dieses Volk, sondern mit ihm auch einen beträchtlichen Teil Europens, und ein ganzes Jahrhundert, in Barbarei und Knechtschaft zurückgeschleudert … Es waren also nicht freye Menschen, die der Staat unterdrückt hatte, nein, es waren bloß wilde Thiere, die er an heilsame Ketten legte.«19


  
3.

  Vom Wiener Kongress bis zu den Haager Konferenzen:

  Integrationslogik und der Beginn des Interparlamentarismus



  In den entstehenden Nationalstaaten Europas war der Übergang von den monarchischen Regimen zu parlamentarischen Regierungsformen eine sehr langwierige Entwicklung, die in einem Wechsel aus Revolution und Restauration stattfand. In Frankreich beispielsweise wurden mit der Verfassung von 1799 allgemeine Wahlen praktisch wieder abgeschafft und der Militärdiktatur von Napoleon Bonaparte der Boden bereitet. Nach Napoleons militärischer Niederlage bei der Völkerschlacht in Leipzig 1813 etablierte der Wiener Kongress von 1814 / 15 ein neues europäisches Gleichgewichtssystem und setzte sich zum Ziel, die monarchische Autorität wieder herzustellen. Nichtsdestotrotz wurden parlamentarische Gremien in der intellektuellen Debatte über Friedenskonzepte für Europa und die Welt nun regelmäßig erwogen.


  
Die Völkerrepublik bei Sartorius



  Der in Lothringen geborene Staatswissenschaftler Johann Baptist Sartorius (1774 bis 1844) beispielsweise stellte in einem 1837 veröffentlichten Beitrag zur Friedensdiskussion den Entwurf einer repräsentativen Völkerrepublik der Menschheit vor, deren Gesetzgebung von einem Senat besorgt wird, der, um »die Wahl leicht übersehbar, bündig, und schnell zu machen«, von der Weltbevölkerung indirekt über Wahlkollegien gewählt werden solle.1 Alle sechs Jahre sei jeweils das dienstälteste Drittel des Senates neu zu wählen. Dadurch werde Kontinuität geschaffen. Das Initiativrecht solle bei einem ebenfalls vom Volk zu wählenden Regenten liegen. Eine Vertretung der Einzelstaaten in den Institutionen dieses durch einen freiwilligen zwischenstaatlichen Vertrag zu stiftenden Weltstaats ist nicht vorgesehen. Wie Cloots argumentiert auch Sartorius, dass es nur eine Souveränität geben könne und diese müsse in der Gesamtheit, also beim Weltstaat, liegen. Innerhalb ihrer »Rechtsphären« sollen die Völker jedoch »freien Spielraum« haben. Durch »positive grundgesetzliche Normen« seien der Gewalt des Völkerstaates Schranken zu setzen.


  
Das Programm weltweiter Integration bei Pecqueur



  Einer der wichtigsten Beiträge zur Idee eines Weltparlaments in der Vormärzzeit, wenn nicht gar im gesamten 19. Jahrhundert, stammt von dem französischen Sozialökonom Constantin Pecqueur (1801 bis 1887). Im Jahr 1842 stellte er in seinem Werk »De la Paix« detaillierte Überlegungen darüber an, wie ein demokratischer Weltbundesstaat erreicht werden könne. Die Aufteilung der Menschheit in Nationen sei ein »Überbleibsel der Barbarei« und bedeute – ganz in der Tradition des Vertragsdenkens – dass sich die Staaten in einem Naturzustand befänden, der regelmäßig kriegerische Auseinandersetzungen mit sich bringe. Die Frage des Friedens verbindet sich bei Pecqueur stark mit der sozialen Frage. Dies ist auch vor dem Hintergrund zu verstehen, dass die Industrialisierung und Verstädterung zusammen mit der beginnenden Bevölkerungsexplosion eine zunehmende Verelendung der abhängigen Lohnarbeiter mit sich führte. Der Wohlstand der Völker, so Pecqueur, stehe im direkten Verhältnis zur Dauer und Kontinuität von Frieden. Immer engerer wirtschaftlicher Austausch zwischen den Nationen fördere nicht nur friedlichere Beziehungen, sondern mehre auch den Wohlstand. Pecqueur entwirft das Programm einer schrittweisen Integration, die mit Handels- und Zollzusammenschlüssen beginnen solle. Er bezog sich auf das Vorbild des 1834 etablierten deutschen Zollvereins, der seinerseits aus einem Zusammenschluss des Preußisch-Hessischen Zollvereins, des Mitteldeutschen Handelsvereins und der Süddeutschen Zollvereinigung hervorging. »Die partiellen Zusammenschlüsse«, so Pecqueur, »sind zu verstehen als Vorbereitungen einer umfassenden Union, zunächst europäisch, dann kosmopolitisch.«2 Durch graduellen Abbau von Handelsschranken solle nach und nach vollständiger globaler Freihandel erreicht werden, wobei auf dem Weg dahin Ungleichgewichte in den Außenwirtschaftsbilanzen zu vermeiden und protektionistische Ausnahmen erlaubt sein müssten. Mit der Freihandelsidee stellte sich Pecqueur gegen die seit dem 16. Jahrhundert vorherrschende und praktizierte Lehre des Merkantilismus, nach der Regierungen danach strebten, durch staatliche Eingriffe Exporte zu fördern und Importe zu hemmen. Friedrich List, der sich ebenfalls für weltweiten Freihandel aussprach, bezeichnete das Merkantilsystem 1819 als einen »unglückseligen Wahn«, der einen »ewigen Wohlstandskrieg« nähre. »Ich bin überzeugt«, schrieb List, »daß die Menschheit den höchsten Gipfel des physischen Wohlbefindens, gleichwie der geistigen Vervollkommnung, nur dadurch zu erreichen vermag, wenn auf der ganzen Oberfläche der Erde zivilisierte Völker der Natur ihre Schätze abgewinnen und den Überfluß ihrer Erzeugnisse im freien Verkehr gegenseitig austauschen.«3


  Bei der ökonomischen Annäherung sollte es nach Ansicht von Pecqueur allerdings nicht bleiben. Sie sollte auch die politische Integration der Staaten in Gang setzen. Der wirtschaftlichen Integration folge »unfehlbar das politische Zusammengehen«.4 Diese Sichtweise, die wir Integrationslogik nennen möchten und die von Pecqueur erstmals einem Programm zur Realisierung eines Weltbundesstaates zugrunde gelegt wurde, war keine obskure Einzelmeinung. Das seit 1820 auf verschiedenen Ebenen verhandelte Projekt eines deutschen Zollvereins zum Beispiel hatte aus preußischer Sicht ebenfalls eine »eindeutig gesamtpolitische Perspektive«, wie Thomas Nipperdey formuliert.5 So schrieb der preußische Finanzminister Friedrich von Motz 1829 in einer Denkschrift an König Friedrich Wilhelm III., dass wenn »es staatswissenschaftliche Wahrheit ist, daß Ein-, Aus- und Durchgangszölle nur die Folge politischer Trennung verschiedener Staaten sind (und das ist wahr), so muß es umgewandt auch Wahrheit sein, daß Einigung dieser Staaten zu einem Zoll- und Handelsverbande zugleich Einigung zu einem und demselben politischen System mit sich führt. Und je natürlicher jene Verbindung zu einem kommerziellen Zoll- und Handelssystem ist … desto inniger und fester wird auch die Verbindung zu einem politischen System unter diesen Staaten sein.«6


  
Weltföderation und Weltparlament bei Pecqueur



  Im Gegensatz zum preußischen Finanzminister, dem eine Einigung der deutschen Staaten unter Preußens Führung und unter Ausschluss Österreichs vorschwebte, hatte Pecqueur eine »vollständige Union« des gesamten Globus im Sinne. Alle Nationen und Völker sollten nach und nach, beginnend mit Europa, in einem Weltstaat mit Weltinstitutionen vereint werden, ohne allerdings deren eigene Staatlichkeit aufzuheben. Die föderale Verfassung der USA diente ihm als Vorbild. Die Souveränität solle zwischen den Einzelstaaten und dem anvisierten gemeinsamen Bundesstaat abgestuft werden. Pecqueur hebt insbesondere die Notwendigkeit hervor, dass neben Zoll- und Handelsfragen Verteidigung, Außenpolitik und Polizei beim Bundesstaat anzusiedeln seien. Dabei solle ein bundesstaatlicher Außendienst entstehen und die einzelstaatlichen Außenministerien abgeschafft werden. Sobald der Bundesstaat universellen Charakter erlangt, kann ganz auf den Dienst verzichtet werden. Gleiches gilt für nationale Armeen. Innerhalb des Bundesstaates solle eine gemeinsame »kosmopolitische Polizei« für Sicherheit und Rechtsdurchsetzung sorgen. Die supranationale Gewalt stütze sich auf das Prinzip der Gerechtigkeit, worunter Pecqueur Gleichheit, Brüderlichkeit und Freiheit versteht. Streitigkeiten würden auf der Basis von Weltrecht vor Gericht ausgetragen. Die Organe des Weltbundesstaates müssten auf Direktwahlen zurückgehen. Wenn die repräsentative (also demokratische) Regierungsform für die einzelnen Völker die Beste sei, dann gelte dies auch für ihren Zusammenschluss. Als Legislativorgan sieht Pecqueur ein von den Völkern direkt gewählten Kongress als ideal an. »Die Mitglieder dieses europäischen oder kosmopolitischen Kongresses können weder von der legislativen, noch von der exekutiven Gewalt der Nationen gewählt werden, die sie repräsentieren sollen«, schreibt Pecqueur, um die Notwendigkeit von Direktwahlen zu unterstreichen. Wenn diese vorerst nicht möglich sind, dann müssen die Mitglieder nach ihrer Ernennung zumindest »absolut unabhängig sein«.7 Es sei widersinnig zu glauben, dass der Kongress als übergeordnete Instanz fungieren könne, wenn seine Mitglieder von den Einzelstaaten abhängig seien.


  Das größte Problem und Hindernis für das Integrationsprojekt sah Pecqueur in den monarchischen Regierungen. Im Jahr 1842, als Pecqueur sein Werk veröffentlichte, gab es aus heutiger Sicht überhaupt nur eine Demokratie in der Welt: die USA. Dynastische Herrschaft in den einzelnen Nationen sei aber mit der Etablierung einer supranationalen Gewalt inkompatibel. Solange ein bundesstaatlicher Kongress nicht von den Völkern frei gewählt werden könne, so sei zu befürchten, dass seine Beschlüsse den Völkern mehr schaden als nützen würden. Als Versammlung von Aristokraten würde der Kongress dann nämlich stets im Sinne der Regierungen und gegen die Interessen der Regierten entscheiden. Bei dem Vorhaben, den universellen Frieden durch einen universellen Kongress zu erreichen, drohe unter diesen Umständen »eine Erneuerung der Allianz der Könige gegen die Völker«.8 Allerdings wären monarchische Regierungen sehr auf ihre Souveränität bedacht und gar nicht geneigt, sich einer supranationalen Gewalt zu unterwerfen.


  Den Ausweg sah Pecqueur darin, dass das Projekt als Zusammenschluss einiger weniger Staaten mit demokratischer Regierungsform beginnen könne. Alle Staaten sollten zu einem Beitritt eingeladen werden, gleich welche Regierungsform sie hätten. Eine Voraussetzung für die Mitgliedschaft müsse allerdings sein, dass zumindest die einzelstaatlichen Vertreter im Staatenbund aus »mehr oder weniger« allgemeinen Wahlen hervorgingen. Ohne Zweifel werde dies anfangs eher kleine Länder ansprechen, da diese ein Interesse hätten, sich besser vor den Großmächten zu schützen. Nach und nach werde die wachsende Union dann auch für die größeren Länder interessant. Da sich die autokratischen Regierungen nicht isolieren wollten, so meinte Pecqueur, würden sie letztlich der Repräsentationsklausel für den gemeinsamen Kongress zustimmen, um beitreten zu können. Anfangs sei es ausreichend, wenn die Deputierten ihr Mandat von den nationalen legislativen Organen erhielten. Der Kongress selbst werde souverän eine regelmäßige Bewertung der Legitimation seiner Mitglieder vornehmen. »Dieser Kongress wäre eine Schule der Freiheit und der kosmopolitischen Repräsentation, ein hoher Kurs der Politik für die aufgeklärten Massen aller Länder«, schrieb Pecqueur.9 Zunächst solle die schrittweise Vereinigung Europas angestrebt werden und zwar in der Form eines konföderativen Staatenbundes nach dem Vorbild der ersten US-Verfassung. So wie die Zivilisation voranschreite, könnten die Kompetenzen und Funktionen weiterentwickelt werden, bis die Kooperation schließlich in einem Bundesstaat münde, dessen Kongressabgeordnete alle direkt gewählt würden.


  Je Land solle die gleiche Anzahl von Deputierten entsandt werden. Eine Anzahl im Verhältnis zur Bevölkerungsgröße würde dem Prinzip der Gleichheit der Staaten widersprechen und könne bei Ländern, die dann einen kleineren Sitzanteil hätten, Argwohn auslösen. Wenn die Großmächte einer gleichen Anzahl für alle nicht zustimmen sollten, könnte das allerdings trotzdem akzeptabel sein. Die Großmächte seien nämlich eher dazu geneigt, gegenläufige Interessen zu verfolgen, als sich gegen die kleinen Länder zusammenzutun. Folglich könnten auch wenige Sitze von großer Bedeutung sein, wenn sie unter solchen Umständen über die Mehrheitsverhältnisse entscheiden. Um sie auf ihre Seite zu bekommen, würden die Interessen der kleineren Länder berücksichtigt werden müssen.


  
Tennyson’s »Parlament der Menschheit«



  Im gleichen Jahr wie das Buch von Pecqueur wurde auch das 1837 entstandene Gedicht »Locksley Hall« des englischen Dichters Alfred Tennyson (1809 bis 1892) veröffentlicht. Es geht darin um einen Soldaten, der an einem Ort seiner Kindheit vorbeikommt und dabei allerlei Emotionen entwickelt. In einer utopischen Zukunftsvision erscheint ihm »im Geist das Weltenganze mit den künft’gen Wunderdingen«. Zwischen den Völkern und Nationen herrscht Krieg, bis ein Weltparlament und eine Weltföderation mit Weltrecht Frieden bringen:


  
    Bis gefaltet die Standarten


    Und der Kriegslärm eingestellt.


    Und den ew’gen Frieden bringt ein


    Parlament der ganzen Welt.


    Und da soll der Mehrzahl Urteil


    Friedensstörern Einhalt tun;


    Einer Satzung unterworfen,


    Kann die Mutter Erde ruhn.10

  


  Die deutsche Übersetzung ist nicht ganz einfach. Im englischen Original ist von einem »Parlament der Menschheit«, »einer Föderation der Welt« und »universellem Recht« die Rede.11 Das Gedicht hatte besonders im anglo-amerikanischen Raum einigen Einfluss und die angeführten Strophen werden bis heute gerne zitiert. Der britische Historiker und Politikwissenschaftler Paul Kennedy (geb. 1945) zum Beispiel benannte sein 2006 erschienenes Buch über die Vereinten Nationen, inspiriert von dem Gedicht, »Das Parlament der Menschheit«. US-Präsident Truman (1884 bis 1972), so schreibt Kennedy, habe die besagten Zeilen oft hervorgeholt und rezitiert.12


  
Der Kampf um eine Ausweitung des Wahlrechts



  Die Zeit, in der Pecqueur und Tennyson die beiden Werke veröffentlichten, war turbulent. In vielen Staaten bildeten sich langsam, aber sicher, Volksvertretungen aus. Der mit der Industrialisierung einhergehende Zerfall der ständischen Ordnung und die soziale Frage setzten monarchische Herrschaftsstrukturen in Europa unter permanenten Veränderungsdruck. Eine zentrale Auseinandersetzung drehte sich um die Einbeziehung des aufstrebenden Bürgertums in die politischen Entscheidungsprozesse. Die Parole der amerikanischen Revolution, »no taxation without representation«, kam nun auch hier zur Geltung. In der Regel entstanden zunächst plutokratische Parlamente, die auf einem Zensuswahlrecht für Männer basierten. Das Machtverhältnis mit der Krone war unterschiedlich ausbalanciert und ebenfalls Gegenstand von Konflikten. Ziel der meisten Reformer und Revolutionäre war ein allgemeines Wahlrecht für Männer, wobei die Forderung, das Wahlrecht auch auf Frauen auszuweiten, allerdings schon 1791 während der französischen Revolution erhoben wurde. Die Aktivistin Olympe de Gouges (1748 bis 1793) protestierte dagegen, dass die Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte der Nationalversammlung sich praktisch nur auf Männer bezog und verfasste eine »Erklärung der Rechte der Frau und Bürgerin«. 1793 wurde auch sie hingerichtet. Erst ab Ende des 19. Jahrhunderts wurde das Wahlrecht in den Staaten der Welt nach und nach von Voraussetzungen wie Besitz und Steuerleistung befreit und auf Frauen ausgeweitet.


  Auch in den USA, wo die Frage des Wahlrechts Sache der Bundesstaaten war, gab es in einzelnen Staaten bis etwa 1860 Einschränkungen aufgrund von Steuerleistung oder Eigentum. Erste dauerhafte Erfolge bei der Einführung eines allgemeinen (Männer-) Wahlrechts gab es in Europa beispielsweise bei der Revolution von 1848 in Frankreich und in der Schweiz. Otto von Bismarck (1815 bis 1898) führte es 1867 im Norddeutschen Bund ein, 1871 wurde es im neuen Deutschen Reich übernommen. Bismarcks Kalkül zu der Zeit war wohl, dass die ärmere Landbevölkerung gegenüber dem städtischen Bürgertum eher geneigt wäre, zugunsten des königstreuen Lagers abzustimmen, weshalb die Abschaffung des Zensuswahlrechts diesem Lager zum Vorteil gereichen würde. Das Polity-Forschungsprogramm hat alle Länder der Welt mit über 500.000 Einwohnern von 1800 bis heute Jahr für Jahr einer Analyse unterzogen und ihre Regierungsform eingestuft. Von den 56 im Jahr 1871 analysierten Staaten waren diesen Daten zufolge sechs demokratisch: Belgien, Griechenland, Kolumbien, Neuseeland, die Schweiz und die USA. 34 wurden als inkohärente Mischformen zwischen Demokratie und Autokratie eingestuft, als sogenannte »Anokratien«, und 16 als autokratisch.13


  
Die Entstehung des Interparlamentarismus



  Mit dem Voranschreiten des Parlamentarismus und des allgemeinen Wahlrechts entwickelte sich auch die Idee eines Weltparlaments weiter. »Internationale parlamentarische Ideen«, so Claudia Kissling, »nahmen sich ganz selbstverständlich im Laufe der Zeit des auf nationalstaatlicher Ebene verwirklichten demokratischen Prinzips an, um dieses auf die internationale Ebene zu transponieren.«14 Bereits in der Staatsrechtslehre von Georg Jellinek (1851 bis 1911) beispielsweise ist das Konzept der parlamentarischen Repräsentation wie selbstverständlich auch in den institutionellen Rahmen eines Staatenbundes integriert. 1882 schrieb Jellinek, dass es für einen Staatenbund nicht ausgeschlossen sei, »dass zur Feststellung der gemeinsamen Normen den Vertretern der Regierungen Volksvertreter, etwa Abgeordnete der Parlamente der Vertragsstaaten, an die Seite gesetzt werden«.15 Er differenzierte dabei zwischen einem Staatenbund und einem Bundesstaat. Die Natur des letzteren verlange nämlich »ein aus unmittelbaren Volkswahlen hervorgehendes Parlament, dessen Mitglieder sich nicht als Organe des Einzelstaates, in dem sie gewählt sind …, sondern direct als Organe des Gesamtstaates darstellen«.16 Einer der intellektuellen Wegbereiter der argentinischen Verfassung von 1853, der Jurist und spätere Diplomat Juan Bautista Alberdi (1810 bis 1884), betonte 1870 in dem Buch »El Crimen de La Guerra«, dass der Mensch als Individuum letztlich die grundlegende Einheit jeder menschlichen Gemeinschaft sei. Eine Weltgemeinschaft baue daher nicht nur auf Staaten, sondern auch auf den Menschen selbst auf. Auf dem Weg zu einer politischen Weltunion müsse die Souveränität der einzelnen Staaten mehr und mehr zugunsten der Souveränität der Menschheit zurücktreten, argumentierte er.17


  Seit den 1830er Jahren keimte langsam der Gedanke auf, dass die Abgeordneten der verschiedenen Volksvertretungen direkt zusammenarbeiten sollten, um die Völkerverständigung und die Etablierung einer ständigen Friedensordnung zu fördern. Die zentrale Frage der Außenpolitik, nämlich die über Krieg und Frieden, sollte der Idee des Interparlamentarismus zufolge nicht allein in den Händen der Kabinette und Regierungschefs bleiben. Der ehemalige spanische Abgeordnete Don Arturo de Marcoartu betonte 1876 in einem Essay die Notwendigkeit, die Beziehung zwischen den Staaten sowie ihre Rechte endlich mit allgemeinen Verträgen zu kodifizieren. Bei einem zukünftigen internationalen Kongress zu diesem Zweck dürften nicht, wie sonst immer bei diplomatischen Kongressen in der Vergangenheit, nur Vertreter der Regierungsexekutiven dabei sein. Um dem repräsentativen System gerecht zu werden, müssten auch andere politischen Kräfte aus den Staaten berücksichtigt werden. Marcoartu schlug eine »konstituierende Versammlung« vor, die eine »Magna Charta der fundamentalen Rechte der Nationen in Friedens- und Kriegszeiten« ausarbeiten solle.18 Dieser Versammlung, die er als Beginn eines internationalen Parlaments ansah, sollten Vertreter jeder einzelstaatlichen Exekutive, Legislative und Judikative gleichrangig angehören: Jeweils ein von der Regierung ernannter Delegierter, jeweils zwei von der Volksvertretung gewählte Abgeordnete, von denen einer zur parlamentarischen Mehrheit und einer zur parlamentarischen Minderheit gehören solle, sowie jeweils ein vom höchsten Gericht und den Universitäten gewählter Magistrat. Zur Umsetzung und Durchsetzung des von dieser Versammlung zu setzenden Rechts müsse ein internationales Schiedsgericht geschaffen werden – eine alte Idee, deren Wurzeln Marcoartu bis auf die vom attischen König Amphiktyon um 1497 v. Chr. geschaffene Versammlung der griechischen Stadtstaaten zurückführte. Wenn sich bei keiner Regierung in absehbarer Zeit der Wunsch manifestiere, so einen Kongress einzuberufen, so sollten die Abgeordneten der nationalen Volksvertretungen mit eigenen parlamentarischen Konferenzen den Boden bereiten. »Parlamentarier als Volks-, nicht als Regierungsvertreter zu gemeinsamer Arbeit an einer internationalen Verständigung aufzufordern, lag in der Logik einer bürgerlichen Emanzipationsbewegung, die im Laufe des 19. Jahrhunderts auch in die Randbereiche politischer Machtzentren vordrang«, schreibt Ralph Uhlig in seiner Frühgeschichte der interparlamentarischen Friedensbewegung.19


  
Die Gründung der IPU



  Unter dem Credo »Friede durch Schiedsgerichtsbarkeit« wurde 1889 in Paris von rund 100 Abgeordneten aus neun Ländern die »Interparlamentarische Union« gegründet, anfangs mit dem Namen »Interparlamentarische Schiedsgerichtskonferenz«. Es war die erste internationale Vereinigung nationaler Abgeordneter. Schon bald wurde an Entwürfen für ein ständiges internationales Schiedsgericht gearbeitet. Einen vorläufigen Höhepunkt bildete die Jahreskonferenz in Budapest 1896, an der rund 250 Parlamentarier teilnahmen und die konkrete Vorschläge verabschiedete, die das Büro der Organisation den europäischen Regierungen vorlegen sollte. Ziel war es, die Regierungen zur Durchführung einer diplomatischen Konferenz zur Etablierung eines Schiedsgerichts anzuhalten. Flankiert wurden diese Bemühungen durch die Mitglieder der IPU in den nationalen Parlamenten. Die Idee war, in den einzelnen Volksvertretungen parlamentarische Mehrheiten für Friedenspolitik, insbesondere eine internationale Schiedsgerichtsbarkeit, zu schaffen und so Einfluss auf die Regierungen auszuüben. An der Konferenz in Budapest nahmen auch russische Diplomaten teil. »Es hat den Anschein, als seien die russischen Beobachter in Budapest von den Argumenten der Friedensfreunde beindruckt gewesen«, so Uhlig.20 Um Ausgaben für eine Modernisierung der russischen Artillerie zu vermeiden, entstand in Moskau der Gedanke, mit Österreich-Ungarn ein Abkommen zur gegenseitigen Begrenzung dieser Waffengattung zu schließen. Zar Nikolaus II. regte schließlich eine allgemeine Friedenskonferenz an, die 1899 in Den Haag mit Vertretern von rund 30 Staaten auch stattfand.


  
Die Haager Konferenzen als Impulsgeber



  Bei der ersten Haager Friedenskonferenz wurde die Einrichtung eines Schiedshofes zur freiwilligen Beilegung internationaler Streitfragen sowie die Haager Landkriegsordnung »über die Gesetze und Gebräuche des Krieges« beschlossen. Letztere legt unter anderem fest, dass Zivilisten und zivile Einrichtungen im Kriegsfall möglichst zu schonen seien und beinhaltet in einer der Zusatzdeklarationen auch das Verbot des Einsatzes von Chemiewaffen. Bei dem Schiedshof wiederum handelte es sich nicht um ein ständiges Gericht, das selbst Fälle entscheiden würde, sondern um eine Verwaltung, auf die von Fall zu Fall nach Bedarf zurückgegriffen werden konnte, um die einfache und schnelle Einrichtung von temporären Schiedsgerichten oder Untersuchungskommissionen zu ermöglichen. Die Haager Friedenskonferenz und ihre Ergebnisse wurden von Interparlamentariern insgesamt als Erfolg gewertet. In einem nächsten Schritt strebten sie den Ausbau des Schiedshofes zu einem echten Gerichtshof an. Auch auf dem Gebiet der Rüstungsbegrenzung, wo es keine Fortschritte gegeben hatte, und bei der weiteren Festschreibung völkerrechtlicher Normen sahen die IPU und auch die Friedensbewegung im Allgemeinen weiteren Handlungsbedarf. Um dies zu erreichen, wurden ab 1903 eine zweite Haager Konferenz und überhaupt ein regelmäßig tagender Weltkongress gefordert. Besonders in den USA wurde damit nun erneut die Idee eines Weltparlaments verknüpft.


  
Internationalismus in den USA



  Wie Warren F. Kuehl in einer Geschichte des Internationalismus in den USA ausführt, markierte das Jahr 1903 in den Vereinigten Staaten »den Beginn der modernen Bewegung für eine internationale Organisation«.21 Aufgrund einer vom Journalisten Raymond L. Bridgman (1849 bis 1925) initiierten Bürgerpetition beispielsweise verabschiedeten die beiden Kammern des Parlaments von Massachusetts eine an den Kongress der USA gerichtete Resolution, mit der eine Initiative des US-Präsidenten zur Schaffung »eines regelmäßigen internationalen Kongresses der Regierungen der Welt« angeregt wurde. Die Idee wurde in der Presse viel beachtet und unter anderem auch vom Eisen- und Stahlmagnaten Andrew Carnegie (1835 bis 1919) unterstützt. In seinem Buch »World Organization« von 1905 führte Bridgman den Vorschlag weiter aus. Er setzte sich mit dem Konzept der Souveränität auseinander und folgerte, dass das Konzept nur auf Weltebene und nicht für Nationalstaaten Sinn mache. Die Zeit sei gekommen, dies anzuerkennen und die Menschheit innerhalb eines politischen Gemeinwesens zu organisieren. Dieses müsse über eine Legislative, Exekutive und Judikative verfügen. Die Realitäten der Wirtschaft und nicht etwa die politische Theorie erforderten schnelles Tätigwerden. »Die Notwendigkeit für Weltgesetzgebung ist bereits gegeben, weil geschäftliche Transaktionen jetzt die gesamte Welt umfassen und keine nationale Gesetzgebung wird ausreichen, um die Menschen vor weltweiten Monopolen zu schützen«, führte Bridgman ein Beispiel an.22 Die USA, deren Verfassung selbst ein Modell für die vorgeschlagene Weltorganisation sei, solle die politische Führung zu ihrer Entwicklung übernehmen. Mit dieser Vorstellung war Bridgman nicht allein. Auch der New Yorker Anwalt Hayne Davis (1868 bis 1942) sah die Verfassung der USA als ein Modell für die globale Ebene an. Unabhängig von Bridgman propagierte er ab 1903 in zahlreichen Artikeln die Idee einer internationalen Organisation, die sich tatsächlich bereits in Entstehung befinde. Durch das Haager Tribunal seien der Menschheit »die Vereinten Nationen« gegeben worden (womit Davis wohl als Erster diesen Begriff benutzte).23 Nach dem in Den Haag geschaffenen Schiedshof brauche es nun auch eine Exekutive und eine Legislative. Zu letzterer führe er aus, dass alle Gesetze des Weltkongresses für alle mit bindender Wirkung beschlossen seien sollten, wenn sie von vier Fünfteln aller Länder, die vier Fünftel der Weltbevölkerung repräsentieren, ratifiziert worden seien.24


  Schließlich taten sich Davis und der Kongressabgeordnete Richard Bartholdt (1855 bis 1932) aus Missouri zusammen, um an dem internationalistischen Projekt zu arbeiten. Der aus Deutschland stammende und 1872 in die USA emigrierte Bartholdt gründete 1904 im US-Kongress eine IPU-Gruppe und organisierte in St. Louis mit Unterstützung des Kongresses im gleichen Jahr das erste Jahrestreffen der IPU außerhalb Europas. Auf sein Betreiben wurde dort eine Resolution verabschiedet, die US-Präsident Theodore Roosevelt (1858 bis 1919) dazu aufrief, eine zweite Haager Konferenz einzuberufen. Bei einem Empfang im Weißen Haus wurde Roosevelt das Anliegen persönlich unterbreitet. Auf Veranlassung des Präsidenten wurde Außenminister John Hay bereits einen Monat danach in der Sache tätig. Erst im September 1905, nach Beendigung des russisch-japanischen Krieges, bei dem Roosevelt zwischen den Parteien vermittelt hatte, schien der Zeitpunkt allerdings günstig. Die USA überließen dem Zaren die offizielle Initiative zur Einberufung der zweiten Haager Friedenskonferenz.


  
Eine Initiative bei der IPU



  Derweil strebte Bartholdt an, die Einrichtung eines Weltparlaments zu einem zentralen Anliegen der IPU zu machen. »Um den Friedensmechanismus zu perfektionieren fehlte nur, erstens, ein internationales Parlament oder ein Weltkongress und zweitens, ein Vertrag mit allgemeinen Schiedsregeln als Richtschnur für das Gericht und die Machthaber«, erinnerte sich Bartholdt.25 Die US-amerikanische Delegation bei der IPU legte bei der Jahrestagung in Brüssel 1905 in diesem Sinne einen Antrag vor. Das zur Unterstützung vorgeschlagene Programm beinhaltete, dass sich die IPU für die Etablierung eines ständigen »internationalen Kongresses« bestehend aus einem Senat und einer Deputiertenkammer einsetzen solle. Der Antrag führte konkret aus, dass jede Nation im Senat zwei Sitze erhalten solle und in der Abgeordnetenkammer solle die Sitzverteilung im Verhältnis zum Anteil am Welthandel erfolgen, ohne dass dies näher ausgeführt wurde. Jedes Mitglied erhielte eine Stimme. Eine Entscheidung, die beide Kammern per Mehrheitsbeschluss passiere, solle rechtlich bindenden Charakter haben, es sei denn, eine noch festzulegende Zahl nationaler Parlamente beschließe, sie abzulehnen. Die Kompetenz des Kongresses solle auf zwischenstaatliche Angelegenheiten beschränkt sein und Beschlüsse müssten die »territoriale und politische Integrität« jeder im Kongress vertretenen Nation respektieren. Der Vorschlag enthielt außerdem einen Gleichbehandlungsgrundsatz bei Handelsfragen. Schließlich sollten die im Kongress vertretenen Staaten verpflichtet sein, dem Kongress ihre Armeen zur Umsetzung von Urteilen des Haager Gerichtshofes zur Disposition zu stellen.26


  Der Antrag wurde nicht abgestimmt, sondern an eine Studienkommission verwiesen. Dort stieß der amerikanische Vorschlag bei den konservativeren Europäern auf »einige überraschende Gegenargumente«, wie Uhlig berichtet.27 In der angespannten internationalen Atmosphäre, so wurde eingewandt, seien die Erfolgsaussichten gering. Man solle die Kräfte der IPU auf die Frage konzentrieren, wie die Haager Konferenz zu einer periodischen Veranstaltung gemacht werden könne. Eine »akademische Diskussion über die im luftleeren Raum schwebende Organisationsstruktur eines Weltparlaments« sei dabei müßig. Zum Kern kam allerdings der italienische Abgeordnete Beniamino Pandolfi. Dieser plädierte unverblümt dafür, dass in dem vorgeschlagenen Kongress gar keine Parlamentarier vertreten sein sollten. Diese für einen IPU-Parlamentarier »untypische Meinung«, schreibt Uhlig, habe auf einer Abwägung des »ureigenen interparlamentarischen Interesses« beruht, denn Pandolfi sah durch den amerikanischen Plan die Existenz der IPU selbst in Gefahr: »Mit der Aufnahme eines parlamentarischen Elements in den Kongress, gewählt durch die lokalen Parlamente, bliebe unserer Interparlamentarischen Union nur noch, sich aufzulösen. Wir stimmen also nicht nur über eine gefährliche und anarchische Institution ab, sondern zugleich auch über unseren eigenen Selbstmord«, so Pandolfi wörtlich in seiner Stellungnahme.28 Bei der nächsten IPU-Konferenz in London 1906 blieb vom ursprünglichen Vorschlag der US-amerikanischen Gruppe am Ende nichts übrig. Die Forderung nach einem internationalen Parlament war im Programm der IPU für die zweite Haager Friedenskonferenz nicht enthalten. Die Konferenz fand im Oktober 1907 statt und erzielte keine großen Fortschritte. Die Einführung einer obligatorischer Schiedsgerichtsbarkeit scheiterte insbesondere an der Ablehnung durch das Deutsche Kaiserreich.


  Nachdem das Vorhaben eines Weltparlaments bei der IPU erst einmal auf das Abstellgleis kam, ebbte bei den Aktivisten der ersten Stunde in den USA der Enthusiasmus im Laufe der nächsten Jahre langsam etwas ab. In Frankreich unternahm der sozialistische Abgeordnete François Fournier (1866 bis 1941) im Juli 1913 einen parlamentarischen Vorstoß, um die französische Regierung zu einer diplomatischen Initiative für ein Weltparlament zu veranlassen. Die Regierung stellte sich dagegen und ein entsprechender Antrag von Fournier wurde in der Nationalversammlung mit großer Mehrheit abgelehnt.


  
Argumente aus der deutschen Friedensbewegung



  In Deutschland taten sich mit dem Historiker und späteren Friedensnobelpreisträger Ludwig Quidde (1858 bis 1941) sowie dem Völkerrechtler Walther Schücking (1875 bis 1935) führende Mitglieder der 1892 von Bertha von Suttner (1843 bis 1914) gegründeten Friedensgesellschaft als starke Befürworter hervor. Suttner selbst propagierte die »Vision eines vereinten Kongresses aller Staaten, der an einer neuen internationalen Föderation« nach dem Vorbild der USA arbeiten solle.29 Schücking plädierte 1908 in einem Buch für einen Weltstaatenbund mit einem Weltparlament und kritisierte, sehr zum Missfallen der kaiserlichen Regierung, die »reaktionäre Haltung Deutschlands« in Den Haag. Mit Blick auf bereits bestehende völkerrechtliche Verwaltungsgemeinschaften, etwa dem 1874 gegründeten Weltpostverein, schrieb Schücking, dass es eine »unnütze Verschwendung von Zeit, Kraft und Geld« bedeute, wenn, »wie es heute geschieht, von denselben Staaten für jeden neuen internationalen Zweck ein neuer Staatenverein begründet wird, weil es bis dahin an einer allgemeinen internationalen Organisation gefehlt hat«.30 Diese Zweckverbände sollten auf den allgemeinen Staatenbund übergehen. In einer Untersuchung der Haager Konferenzen, bei denen »wenn auch nicht expressis verbis, so doch implicite und ipso facto ein Weltstaatenbund abgeschlossen worden« sei,31 führte Schücking aus, dass das Weltparlament neben dem Staatenkongress in einem ersten Schritt nur beratende Funktion und aus den Delegierten der einzelnen Verbandsstaaten zusammengesetzt sein solle. Die Vorteile der Mitwirkung eines solchen Weltparlaments an internationalen Verhandlungen und bei der Setzung von Völkerrecht illustrierte er durch zwei Fallkonstellationen, die »im Kampf zwischen dem nationalen und dem internationalen Recht« (Jellinek) auftreten könnten. Erstens sei der Fall möglich, dass das Weltparlament den Widerstand einer Regierung bei einer bestimmten Verhandlungsfrage überwinden hilft, sofern sich die Mehrheit des Weltparlaments – und als Teil davon auch eine Mehrheit der entsprechenden nationalen parlamentarischen Delegation – anders als die Regierung positioniert. Die obligatorische Schiedsgerichtsbarkeit zum Beispiel hätte nach Ansicht von Schücking demzufolge bei der zweiten Haager Konferenz zumindest bei bestimmten Materien durchgesetzt werden können. »Denn wenn dadurch zutage getreten wäre, daß die deutsche Regierung bei ihrem unerschütterlichen Widerstand nicht einmal das eigene Parlament hinter sich gehabt hätte, hätte sie wahrscheinlich nachgeben müssen«, so Schücking.32 Zweitens könne es aber auch von Seiten eines nationalen Parlaments Widerstand gegen die Zustimmung zu einer von der Regierung ausgehandelten internationalen Norm geben. In diesem Fall könne das Weltparlament einen Dissens zwischen Exekutive und Legislative bei der Ratifizierung von Verträgen vermeiden helfen, da es gewährleiste, dass von Anfang an eine Delegation des heimischen Parlaments an den »gesetzgeberischen Aufgaben des Weltstaatenbundes« mitwirke. Diese Mitwirkung würde es besonders bei Staaten mit strenger Gewaltenteilung wie in den USA erleichtern, ein zögerliches nationales Parlament von einer Zustimmung zu überzeugen.


  Die Frage eines Weltparlaments wurde in den Folgejahren immer wieder aufgegriffen. Der ehemalige deutsche Reichstagsabgeordnete und Jurist Ernst Harmening (1854 bis 1913) hob beispielsweise in einem aus dem Jahr 1910 erhaltenen Vortrag hervor, dass »die Interessen der nationalen Volkswirtschaft und Verwaltung« international geworden seien und »ohne Beihilfe anderer Nationen nicht ausreichend gewahrt werden« könnten. Der Begriff der Souveränität müsse einer Revision unterzogen werden. Sie sei »keine Garantie mehr für die schrankenlose Selbstbestimmung eines staatlichen Gemeinwesens« und noch weniger für die Wohlfahrt der Bevölkerung. Statt dessen komme man »zu dem neuen Glauben von der Solidarität aller Interessen der gesamten Kulturwelt, schließlich der Menschheit«. Die daraus folgende »Selbstregierung der Völker« im Rahmen einer »föderativen Völkergemeinschaft« würde seinen Überlegungen nach von einem Weltparlament ausgeübt. Mit der IPU sei der Anfang für diese Entwicklung bereits gemacht, argumentierte er mit Blick auf ihren Einfluss auf die Haager Konferenzen.33


  In der Weihnachtsausgabe des Berliner Tagblatts von 1912 kritisierte der berühmte gesellschaftskritische Schriftsteller und Dramatiker Frank Wedekind (1864 bis 1918), dass das »Gesandtschafts- und Botschaftswesen« der Diplomatie ein »vollkommen mittelalterlicher Apparat« sei, der »weder mit der Rotationsmaschine noch mit der drahtlosen Telegraphie in irgendwelchem Einklang« stehe. Das schönste denkbare Weihnachtsgeschenk sei die Gründung eines Weltparlaments. »Das Weltparlament wäre seiner Natur nach ein in Permanenz erklärter Friedenskongress, der, im Gegensatz zu den bisherigen aus Dilettanten und notorischen Händelsuchern zusammengesetzten Friedenskongressen, über alle Machtmittel der Welt verfügte«, provozierte Wedekind das diplomatische Establishment.34 Auf diesen Gedanken war er zusammen mit dem anarchistischen Schriftsteller und Antimilitaristen Erich Mühsam (1878 bis 1934) gekommen, der kurz darauf in der von ihm herausgegebenen »Zeitschrift für Menschlichkeit« ebenfalls von ihrem Austausch berichtete. Trotz unterschiedlicher Auffassungen über den Staat, so Mühsam, seien sie sogleich darüber einig geworden, dass »momentan die bedenklichste Gefahr für die Völker in der Unkontrollierbarkeit derjenigen Personen begründet ist, denen die effektiven Machtmittel der Menschen anvertraut sind«. Das Beängstigende liege vor allem in der »lichtscheuen Heimlichkeit« in der »diese Leute« verkehrten. Von heute auf morgen könnten die Auswärtigen Ämter der Mächte untereinander Streit bekommen und einen Krieg beginnen. »Das Weltparlament, zu dem wir aufrufen«, schrieb Mühsam, »bezweckt die dauernde, öffentliche Beaufsichtigung der Diplomatie.« Alle Faktoren, die das Verhältnis der Nationen zu einander bestimmen, seien von Natur aus öffentliche Angelegenheiten und wären auch öffentliche Angelegenheiten, gebe es nicht die Geheimniskrämerei der Vermittler. »Wissen wir, daß kein Diplomat und kein Staatsgezänk dem Frieden länger droht, dann haben wir unsere Aufgabe erfüllt«, so der Publizist.35


  
4.

  Weltkrieg, Völkerbund und die Pariser Konferenz



  
Das Programm der »Round Table«-Gruppe



  Besorgt um die Zukunft des britischen Weltreichs, das seine weltweite Vormachtstellung zunehmend einbüßte, formierte sich ab 1909 ein internationales Netzwerk, genannt »Round Table«, das auf den Einfluss des südafrikanischen Politikers und Mitgründers des Diamantenkonzerns De Beers, Cecil Rhodes (1853 bis 1902), zurückging. Der britische Imperialist träumte zeitlebens leidenschaftlich, allerdings ohne großes Interesse an Details, von einer angloamerikanischen Föderation, die »den Frieden auf der Welt auf alle Zeiten« sichern solle.1 Nach Rhodes Tod floss sein Vermögen in die Rhodes-Stiftung, die nicht nur eines der renommiertesten Stipendienprogramme der Welt aufbaute, sondern sich auch um diesen Zweck kümmern sollte.2 Die »Round Table«- Gruppe entwickelte mit Unterstützung der Rhodes-Stiftung unter anderem den Plan für eine Umwandlung des britischen Weltreichs in einen Bundesstaat, einen »Commonwealth of Nations«. Die Vorherrschaft des Vereinigten Königreichs im Empire würde dabei beendet. Wie seine bisherigen Kolonialgebiete würde es ein einfacher Gliedstaat des neuen Bundesstaates werden. Im Mittelpunkt des Verbunds sollte »eine zentrale souveräne, imperiale Ordnungsinstanz« sein, »direkt gewählt von den Menschen des Empire, die sich um Außenpolitik, Kontrolle der bewaffneten Streitkräfte und die Steuererhebung durch ihre eigenen Beamte kümmern sollte«.3 Dieses Programm entsprach den Vorschlägen eines der führenden Mitglieder der Gruppe, Lionel Curtis (1872 bis 1955), der sich der Sache internationaler Integration verschrieben und schon am Zustandekommen der Südafrikanischen Union von 1910 mitgewirkt hatte. Mit der Empire Parliamentary Association wurde 1911 nach der IPU das weltweit zweite internationale Netzwerk von Parlamentariern gegründet. Die Vereinigung diente dazu, die Kontakte und den Informationsfluss zwischen den Parlamentariern der Dominions, also der sich selbst verwaltenden kolonialen Herrschaftsgebiete des Vereinigten Königreichs, und des englischen Parlaments zu verbessern. Nach dem Ersten Weltkrieg wurde ins Spiel gebracht, sie im Rahmen eines institutionellen Umbaus des Empire in ein echtes, gemeinsames Parlament umzuwandeln.4


  
Die Theorie der soziokulturellen Evolution und eine Weltföderation



  Der Ausbruch des Ersten Weltkrieges 1914 machte alle Hoffnungen auf eine dritte Haager Konferenz zunichte. Der Krieg wurde durch seine bislang unvorstellbaren, monströsen Dimensionen nicht nur von Pazifisten und Internationalisten als apokalyptischer Einschnitt erlebt. Das »großartige Bauwerk der Zivilisation des 19. Jahrhunderts«, so Eric Hobsbawm, »brach in den Flammen des Weltkriegs zusammen«.5 Die Mitglieder der »Round Table«-Gruppe waren alarmiert. Teile der Gruppe dachten nun über den ursprünglichen Plan hinaus. Wie der Historiker Carroll Quigley, der die Gruppe studiert hat, berichtet, befürchteten sie, »dass jede Kultur und Zivilisation aufgrund unserer Unfähigkeit, eine Art von politischer Einheit zu konstruieren, die größer als der Nationalstaat ist, zugrunde gehen wird, geradewegs so, wie die griechische Kultur und Zivilisation im 4. Jahrhundert v. Chr. untergehen musste, weil sie unfähig war, eine Art von politischer Einheit zu schaffen, die über den Stadtstaat hinausging«.6 Der angestrebte »Commonwealth of Nations« und die britisch-amerikanische Union wurden von jetzt an als Teil eines universalen Völkerbundprojekts angesehen.


  Die Gründung einer weltweiten Friedensorganisation erfuhr massenhaften Zuspruch. In aller Welt bildeten sich Vereinigungen und Friedensgesellschaften, die sich für einen Völkerbund einsetzten. Die vom Schriftsteller Herbert George Wells (1866 bis 1946) in England mit gegründete »League of Nations Union« wurde zur größten Gruppierung der britischen Friedensbewegung und zählte 1931 über 400.000 Mitglieder.7 H.G. Wells, Curtis und andere taten sich zusammen, um aus einer Darstellung der Weltgeschichte und vor dem Hintergrund des totalen Krieges die Notwendigkeit einer Weltföderation zu begründen, wenn die Zivilisation eine Zukunft haben solle. Die Weltgeschichte zeige eine »zwischen trennenden und vereinigenden Kräften pendelnde Bewegung« sozialer Organisation und nun stehe die Vereinigung der gesamten Welt an.8 Zugrunde lag die sich schon seit längerem entwickelnde Theorie der soziokulturellen Evolution, die spätestens 1912 durch einen einflussreichen Aufsatz des Anthropologen Franz Boas (1858 bis 1942) mit der Friedensfrage verbunden und nun zu einem festen Ausgangspunkt des weltföderalistischen Weltbilds wurde. »Die Geschichte der Menschheit«, schrieb Boas, »zeigt uns das große Spektakel, wie sich die Menschen in Einheiten mit stets zunehmender Größe gruppieren, innerhalb derer sie in Frieden zusammenleben und die nur bereit sind, gegen andere Gruppen außerhalb ihrer eigenen Grenzen Krieg zu führen.«9 Ungeachtet aller vorübergehender Revolutionen und dem vorläufigen Zerfall größerer Einheiten sei das Voranschreiten in die Richtung von Vereinigung so regelmäßig und so deutlich, dass daraus gefolgert werden müsse, dass diese in der Vergangenheit beobachtbare Tendenz auch in Zukunft bestimmend sein würde. So große Einheiten wie die modernen Nationalstaaten seien früher gänzlich unvorstellbar gewesen, ganz so wie nun die Vereinigung der ganzen Welt die Vorstellungskraft übersteige. Die Annahme, dass die Entwicklung nun bei den Nationalstaaten stehenbleibe, sei jedoch nicht gerechtfertigt. Boas stimmte mit dieser Beobachtung mit anderen frühen Theoretikern der soziokulturellen Evolution wie Herbert Spencer (1820 bis 1903) oder Lewis Henry Morgan (1818 bis 1881) überein, die er ansonsten insbesondere wegen einer von ihnen unterstellten Zielgerichtetheit in der Entwicklung menschlicher Zivilisationen ablehnte und stark kritisierte. Im Rahmen eines sogenannten »Neoevolutionismus«, der auf eine deterministische Komponente verzichtet, wurde der Ansatz von Sozialwissenschaftlern wie Norbert Elias (1897 bis 1990) oder Gerhard Lenski (1924 bis 2015) fortgeführt und vertieft.


  
Ein Weltparlament auf der Tagesordnung von Versailles



  Nach 17 Millionen Toten wurde das bis dahin größte Massaker der Weltgeschichte mit einem Waffenstillstand im November 1918 beendet. Im Februar 1919 billigte die Pariser Friedenskonferenz unter der Führung Großbritanniens, Frankreichs, Italiens und der USA die Gründung eines Völkerbundes, wie ihn US-Präsident Woodrow Wilson (1856 bis 1924) bereits ein Jahr zuvor im letzten der 14 Punkte seines »Friedensprogramms« vorgeschlagen hatte. Bei den Verhandlungen über die Satzungsbestimmungen des geplanten Völkerbundes in Paris wurde aus verschiedenen Richtungen auch ein parlamentarisches Gremium angeregt. Mit Lord Robert Cecil (1864 bis 1958), später Präsident des Völkerbundes und Friedensnobelpreisträger, wurde ein wichtiges Mitglied der »Round Table«-Gruppe einer der britischen Unterhändler. Im Rahmen seiner Vorschläge für den Aufbau des Völkerbunds sprach er »einen periodischen Kongress« an, zusammengesetzt aus »Delegierten der Parlamente der Staaten, die der Liga angehören, als Entwicklung aus der existierenden Inter-Parlamentarischen Union heraus«. Dieser interparlamentarische Kongress könne die Berichte der Staatenkonferenz und anderer internationaler Gremien diskutieren und so »den Bereich abdecken, der gegenwärtig von den periodischen Haager Konferenz besetzt« werde.10 Der einzige entschlossene Fürsprecher des Vorhabens war allerdings das zweite führende Mitglied der britischen Delegation, der südafrikanische Politiker Jan Christiaan Smuts (1870 bis 1950) (der, nebenbei erwähnt, 1895 bei De Beers kurzzeitig Rechtsberater von Rhodes gewesen war). Am 12. Februar 1919 reichte die britische Delegation auf sein Drängen bei der Satzungskommission einen Antrag ein, demzufolge die Organisationsstruktur des Völkerbundes um eine »repräsentative Versammlung, gewählt von den gesetzgebenden Körperschaften aller Mitgliedsstaaten« ergänzt werden solle.11 Die im Entwurf vorgesehene und von Regierungsvertretern besetzte Delegiertenversammlung sowie der Exekutivrat sollten von der Parlamentarierversammlung beratend begleitet werden. Genaueres sollte der Exekutivrat entscheiden. Bei der neunten Sitzung der Satzungskommission am Tag darauf formulierte Smuts seinen Antrag neu und nun weitaus zurückhaltender. Jetzt sollte die Satzung lediglich mit der Bestimmung versehen werden, dass »wenigstens alle vier Jahre ein außerordentliches Treffen der Delegiertenversammlung stattfinden« solle, »das Repräsentanten der nationalen Parlamente und anderer Gremien, die die öffentliche Meinung widerspiegeln, umfasst«. In der Aussprache erhielt Cecil als Erster das Wort. Es überrascht, dass er den Vorschlag ablehnte. Die Zeit sei noch nicht reif, so seine Begründung. Smuts Vorstoß traf auf keinerlei Zustimmung bei den anderen 18 Teilnehmern der Sitzung. Dem Antrag wurde entgegengehalten, dass die Regelung unnötig sei, da es Staaten freigestellt sei, Parlamentarier als Delegierte zu entsenden. Die von einer Regierung gewählten Delegierten seien nach Ansicht des französischen Unterhändlers Léon Bourgeois repräsentativ für die mehrheitliche Auffassung der Bürger und, wie Wilson sagte, ohne Zweifel »die richtigen Vertreter der Bevölkerung in ihrer Gesamtheit«. Der belgische Delegationsleiter Paul Hymans machte grundsätzliche Bedenken geltend. Finge man erst einmal damit an, »sozialen Gruppen« eine Vertretung in der Versammlung zuzugestehen, würde das in einem internationalen Parlament mit jährlichen Treffen enden. Dieses würde dem Völkerbund alle möglichen Themen unterbreiten und dessen Aktionsfeld zu stark ausweiten. Letzten Endes würde es Direktwahlen geben und »das internationale Parlament würde zur gegenwärtigen Konzeption der Delegiertenversammlung in garkeiner Beziehung mehr stehen«.12 Der Antrag war damit vom Tisch.


  In der Friedensbewegung traf die Gestaltung des Völkerbundes als exklusive Veranstaltung der Regierungen nicht auf Zustimmung. Im März 1919 versammelten sich in Bern bei der internationalen Konferenz der »League of Nations Societies« über sechzig Organisationen aus 22 Ländern, darunter die englische Gruppe von H.G. Wells, um über den inzwischen vorliegenden Pariser Satzungsentwurf zu beraten. Der erste von 26 Änderungsvorschlägen forderte die Verankerung eines Weltparlaments als Hauptgremium des Völkerbunds: »Ein von den Völkern gewähltes internationales Parlament sollte die im Pariser Text vorgeschlagene Delegiertenversammlung ersetzen. Dieses Parlament soll volle Vorrechte und legislative Kompetenzen haben, wobei jedes Land je eine Million Einwohner ein Mitglied wählt.«13 Auch der deutsche Arzt und Sexualforscher Magnus Hirschfeld (1868 bis 1935), der als weltweiter Pionier für die Rechte Homosexueller und die Emanzipation sexueller Minderheiten gilt, sprach sich für ein Weltparlament aus. In einer Ansprache am 10. November 1918 vor dem Reichstagsgebäude in Berlin erklärte er, dass es in Zukunft nicht mehr heißen solle Proletarier, »sondern Menschen aller Länder vereinigt Euch«. »Wir wollen Völkerschiedsgerichte und ein Weltparlament«, rief Hirschfeld vor mehreren tausend Zuhörern aus.14


  
Der »deutsche Entwurf« für eine Völkerbundssatzung



  Als Mitverursacher und Verlierer des Krieges konnte das Deutsche Reich nicht direkt an den Pariser Verhandlungen teilnehmen und auch keine Änderungen am Vertragswerk der Alliierten erwirken. Nach der Novemberrevolution von 1918 und der erzwungenen Abdankung von Wilhelm II. (1859 bis 1941), der ins niederländische Exil flüchtete, war Deutschland allerdings auf dem Weg zu einer Republik und eine neue Regierung im Amt. Aus den Wahlen im Januar 1919, die erstmals im Reich auf einem allgemeinen, gleichen, geheimen und direkten Wahlrecht – und zwar auch für Frauen – basierten, ging Philipp Scheidemann (1865 bis 1939) als Ministerpräsident hervor. Um die eigenen Vorstellungen zu einem Völkerbund zu verdeutlichen, verabschiedete das Kabinett Scheidemann am 23. April 1919 einen »deutschen Entwurf« für eine Völkerbundsatzung, der vom Auswärtigen Amt unter Mitwirkung von Schücking erarbeitet worden war. Als eines der Kennzeichen des Entwurfs war neben anderen Organen wie einem Staatenkongress als Versammlung der Vertreter der Mitgliedsstaaten oder einem ständigen internationalen Gerichtshof auch ein »erstes Weltparlament« vorgesehen, das sich aus Vertretern der einzelnen Parlamente der Mitgliedsstaaten zusammensetzen sollte. Das Kabinett von Scheidemann war damit die erste und unseres Wissens nach bis heute auch die einzige Regierung, die die Einrichtung eines Weltparlaments unterstützt und gefordert hat. Nach ihrem Entwurf sollte die Zustimmung des Weltparlaments erforderlich sein für »a) die Änderung der Bundesverfassung; b) die Aufstellung allgemein gültiger internationaler Rechtsnormen; c) die Einsetzung neuer Bundesbehörden; d) die Feststellung des Bundeshaushalts«.15 Die einzelnen Parlamente sollten je eine Million Einwohner des Landes einen Vertreter, jedoch höchstens zehn, entsenden. Die Regelung war als ein Provisorium für ein erstes Weltparlament gedacht, das dann mit Zustimmung des Staatenkongresses selbst über die spätere Zusammensetzung befinden sollte. Es wurden im Auswärtigen Amt auch andere Bestimmungen erörtert, etwa Direktwahlen oder gleitende Skalen für die Sitzverteilung. Ziel war es aber, so Gottfried Knoll in einer Analyse von 1931, die Regelung pragmatisch, einfach und übersichtlich zu halten, damit sie für das Volk verständlich bliebe und dem ersten Schritt keine unnötigen Hindernisse bereitet würden. Nach Auffassung von Knoll war der deutsche Vorschlag eines Weltparlaments durchaus ernst gemeint. Die Regierung habe in dem Weltparlament ein mögliches »Gegengewicht gegen den Machtwahn der alliierten Regierungen gesehen« und hätte sich davon eine mäßigende Wirkung und »einen Hauch weltbürgerlichen Geistes« im Völkerbund versprochen.16 Wenn der Völkerbund nur auf Staaten basiere, so sei zu befürchten, dass innerhalb seiner Organe »die alte Machtpolitik« weiter vertreten würde. Zum Teil sei auch an eine vom Weltparlament ausgehende positive Rückwirkung auf das demokratisch-parlamentarische System der neuen deutschen Republik gedacht worden. So sagte Außenminister Ulrich Graf Brockdorff-Rantzau (1869 bis 1928), dass die deutsche Demokratie nicht sicher sein könne, »sofern und solange es kein gewisses Maß an Demokratie im Völkerbund gibt«.17
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